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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

des dritten Programms für die mittelfristige Wirtschafts- 
politik. 


Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Oktober 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
entwurf ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Entwurf übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfacb 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf für einen Beschluß des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften und der Regierungen der Mitgliedstaaten betreffend 
die Annahme des dritten Programms für die mittelfristige 

Wirtschaftspolitik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN UND DIE REGIERUNGEN 
DER MITGLIEDSTAATEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
seine Präambel und die Artikel 6, 105 und 145, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 15. April 
1964 zur Einsetzung eines Ausschusses für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik, 

nach Kenntnisnahme des Entwurfs der Kommis- 
sion, der auf der Grundlage des vom Ausschuß für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik ausgearbeiteten 
Vorentwurfs erstellt wurde, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Das erste und zweite Programm für die mittelfri- 
stige Wirtschaftspolitik sind am 11. April 1967 bzw. 
am 12. Mai 1969 angenommen worden ^). 

Die Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten muß 
den Zielsetzungen des Artikels 104 entsprechen. 


Auf ihrer Konferenz in Den Haag vom 1. und 
2. Dezember 1969 vertraten die Staats- und Regie- 
rungschefs die Auffassung, „daß der Prozeß der Inte- 
gration zu einer Gemeinschaft der Stabilität und des 
Wachstums führen muß“, und kamen überein, „daß 
ein Stufenplan für die Errichtung einer Wirtschafts- 
und Währungsunion ausgearbeitet wird“. 

Auf seiner 99. Tagung vom 26. Januar 1970 kam 
der Rat überein, daß das dritte Programm für mit- 
telfristige Wirtschaftspolitik quantitative Orientie- 
rungsdaten für den Zeitraum 1971 bis 1975 enthal- 
ten und die wichtigsten Strukturmaßnahmen fest- 
legen soll, die auf einzelstaatlicher und gemein- 
schaftlicher Ebene zu diesem Zweck durchgeführt 
werden müssen — 

NEHMEN DAS DRITTE PROGRAMM FÜR DIE 
MITTELFRISTIGE WIRTSCHAFTSPOLITIK AN 
UND BEKUNDEN IHRE ABSICHT, GEMÄSS DEN 
DARIN ENTHALTENEN LEITLINIEN ZU HAN- 
DELN; 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 64 
vom 22. April 1964, S. 1031/64 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 79 
vom 25. April 1967, S. 1513/67 und Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 129 vom 30. Mai 
1969 
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KAPITEL I 

Für eine kohärente Strategie der Gemeinschaft 

A. Die politische Bedeutung des dritten Programms 

1. Das vorliegende Programm will zu den Bemü- 
hungen beitragen, die im Anschluß an die Konfe- 
renz der Staats- und Regierungschefs in Den Haag 
zur schrittweisen Errichtung der Wirtschafts- und 
Währungsunion eingeleitet worden sind. In Fort- 
führung der mit den beiden ersten Programmen für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik begonnenen Arbei- 
ten wird dabei gleichzeitig dem Ratsbeschluß vom 
26. Januar 1970 entsprochen: Es enthält kompatible 
quantitative Orientierungsdaten für den Zeitraum 
1971 — 1975 und legt die globale Wirtschaftspolitik 
sowie die wichtigsten strukturellen Maßnahmen fest, 
die auf einzelstaatlicher und gemeinschaftlicher 
Ebene durchzuführen sind. 

2. Die vollständige Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion erfordert, daß die Mit- 
gliedsländer durch schrittweise Vergemeinschaftung 
ihrer Wirtschaftspolitik in die Lage versetzt werden, 
im Innern der Gemeinschaft endgültig auf protek- 
tionistische Maßnahmen und auf die Änderung der 
Paritätsverhältnisse zu verzichten. Damit wird der 
Wirtschaft eine neue Bezugsgrundlage für ihre Ent- 
scheidungen gegeben: den Wirtschaftsraum der Ge- 
meinschaft, der an die Stelle der nationalen Wirt- 
schafts- und Währungsgebiete tritt. 

3. Die potentiellen Vorteile, welche der Gemein- 
same Markt bietet, konnten bisher nicht voll genutzt 
werden, weil es unter den Mitgliedsländern keinen 
ausreichenden wirtschaftspolitischen Zusammenhalt 
gab, wie die offenkundige Asymmetrie zwischen der 
Vollendung der Zollunion und den begrenzten Fort- 
schritten in den verschiedenen Bereichen der ge- 
meinsamen Politik zeigt. Die Interdependenz zwi- 
schen den Mitgliedsländern hat sich weit schneller 
verstärkt als die Annäherung der Verhaltensweisen, 
der Zielsetzungen und der Politik. Aus diesem 
Grunde sind die einzelnen Länder bei der Anpas- 
sung ihrer eigenen Entwicklung an die externen Be- 
dingungen auf Schwierigkeiten gestoßen. 

Diese Schwierigkeiten müssen durch eine Voraus- 
abstimmung der einzelstaatlichen Zielsetzungen 
überwunden werden. Auf diese Weise wird die 
Kompatibilität der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung zu einer besseren Nutzung der Möglichkeiten 
beitragen, welche die Gemeinschaft als solche er- 
öffnet. 



Ist-Werte 
1960 bis 
1965 9 

Projek- 
tionen 
1965 bis 
1970 2) 

Ist-Werte 
1965 bis 
1970 9 9 

Deutschland 

5,0 

3,3 

4,7 

Frankreich 

5,8 

5,4 

5,6 

Italien 

5,3 

5,0 

6,1 

Niederlande 

5,0 

4,8 

5,0 

Belgien 

5,1 

4,0 

4,4 

Luxemburg 

3,2 

3,0 

3,3 

Gemeinschaft .... 

5,3 

4,5 

5,3 


Mit der Annahme dieses Programms bringen die 
Institutionen der Gemeinschaft und die Regierungen 
der Mitgliedstaaten zum Ausdruck, daß sie ent- 
schlossen sind, mit der Unterstützung der Öffent- 
lichkeit und der Sozialpartner eine umfassende 
Strategie zu entwickeln. Sie muß darauf abzielen, 
durch in sich widerspruchsfreie Zielsetzungen und 


Aktionen den wirtschaftlichen, sozialen und politi- 
schen Zielen der europäischen Einigung zu entspre- 
chen und die Wohlfahrt der Bürger in der Gemein- 
schaft dauerhaft zu verbessern. 


B. Ergebnisse der Wirtschaftsentwicklung seit 1960 

4. In den letzten zehn Jahren konnte die Wirt- 
schaft der Mitgliedsländer der Gemeinschaft ein zu- 
friedenstellendes Wachstumstempo verzeichnen. Die 
meisten Ziele der Wirtschaftspolitik sind erreicht 
worden. Zwar kann nicht mit Genauigkeit gesagt 
werden, welchen spezifischen Beitrag die Gemein- 
schaft dazu geleistet hat, doch wird allgemein an- 
erkannt, daß dieser Beitrag bedeutend war und daß 
die Integration allen Mitgliedsländern genutzt hat. 
Außerdem haben sich die Unterschiede zwischen 
dem durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen der 
Mitgliedsländer fühlbar verringert. 

Durchschnittliche jährliche Zuwachsraten des 
Bruttosozialprodukts 


Preise von 1963 und jeweilige Wechselkurse 
Projektionen des ersten Programms, revidiert unter 
Berücksichtigung der im zweiten Programm vorge- 
nommenen Änderungen und der Revision der fran- 
zösischen Gesamtrechnung 

Die Wachstumsraten für 1970 stammen aus den Wirt- 
schaftsbudgets 

Die Wirtschaft der Gemeinschaft konnte die in 
manchen Ländern beträchtliche Zunahme der Er- 
werbsbevölkerung auffangen und gleichzeitig be- 
deutende Produktivitätsfortschritte, verbunden mit 
intensiven Strukturveränderungen, erzielen. Der 
private Pro-Kopf-Verbrauch — ein partieller Indi- 
kator für den Lebensstandard — ist kräftig gestie- 
gen. Die seit 1960 verzeichnete durchschnittliche Zu- 
wachsrate von 4,4 Vo würde einer Verdopplung in 
16 Jahren entsprechen. 

Der Warenverkehr zwischen den Mitgliedsländern 
hat sich mehr als verdreifacht. Während der glei- 
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chen Zeit hat sich der Handel der Gemeinschaft mit 
der übrigen Welt mehr als verdoppelt: Mit einem 
gegenwärtigen Anteil von rd. einem Fünftel am 
Welthandel ist die Gemeinschaft Hauptlieferant und 
Hauptabnehmer auf dem Weltmarkt. Schließlich 
konnten die Mitgliedsländer insgesamt die Entwick- 
lungshilfe beträchtlich erhöhen und ihre Handels- 
und Industrieniederlassungen in der übrigen Welt 
ausbauen. 

5. Dieses Gesamtergebnis konnte indessen nur 
unter wirtschaftlichen und sozialen Spannungen er- 
zielt werden, deren Folgen zum Teil noch nicht über- 
wunden sind. 

Das schnelle Wachstum und die Beseitigung der 
innergemeinschaftlichen Wirtschaftsgrenzen änder- 
ten die Nachfragestruktur tiefgreifend. Die man- 
gelnde Elastizität des Produktionsapparates und An- 
passungsverzögerungen führten teilweise zu einer 
ungenügenden Auslastung der Kapazitäten und zu 
Spannungen auf der Preisseite. Das Problem des 
Gefälles zwischen manchen Regionen konnte noch 
nicht zufriedenstellend gelöst werden. Unter dem 
Einfluß von Impulsen, deren Ursachen bei weitem 
nicht nur außerhalb der Gemeinschaft zu suchen 
w^aren, entstand ein inflationistisches Klima, das im 
zeitlichen Verlauf und von Land zu Land ein unter- 
schiedliches Ausmaß annahm. 

6. Aufgrund der unterschiedlichen Verhaltens- 
weisen und Prioritäten führten die Schwierigkeiten, 
denen sich alle Mitgliedsländer gegenübersahen, 
zu beträchtlichen Divergenzen in ihrer gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung. Ein korrigierendes Ein- 
greifen ist um so schwieriger geworden, als die Er- 
richtung des gemeinsamen Marktes die in den ver- 
schiedenen Ländern benutzten Steuerungsinstru- 
mente zum Teil ihrer Wirkung beraubt hat. Die 
Koordinierung der Politiken hat zwar zu gewissen 
Fortschritten geführt, sich aber als insgesamt noch 
unzureichend erwiesen. Die jüngsten Wechselkurs- 
änderungen zweier Mitgliedsländer haben gezeigt, 
wie gefährlich diese Situation ist. 

7. Trotz der erzielten Fortschritte standen somit 
Inkompatibilitäten in der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung einer vollständigen Verwirklichung der 
von der Gemeinschaft erwarteten Ergebnisse im 
Wege: 

■ — Die Maßnahmen zum Abbau des Strukturge- 
fälles, die den Zusammenhalt der Gemeinschaft 
verstärkt hätten, konnten nicht hinreichend in 
eine langfristige Politik eingebaut werden; 

— Die regionalen Entwicklungsmöglichkeiten, wel- 
che die Gemeinschaft als solche bietet, wurden 
nicht genügend genutzt; 

— Die Unternehmer konnten sich bei ihren Investi- 
tionsentscheidungen nicht genügend auf den 
großen Binnenmarkt ausrichten, so daß die Vor- 
teile einer besseren Arbeitsteilung nicht voll 
genutzt werden konnten; 

— Die Geld- und Kapitalströme innerhalb der Ge- 
meinschaft haben sich wegen der innergemein- 


schaftlichen Divergenzen und der internationalen 
Situation nicht im Sinne eines echten euro- 
päischen Kapitalmarktes entwickelt; 

— Infolge einer unzureichenden Koordinierung der 
Entscheidungen spiegelte die Rolle der Gemein- 
schaft in den außenwirtschaftlichen Beziehungen 
ihr tatsächliches wirtschaftliches Gewicht nicht 
wider. 

8. Die gegenwärtigen inflationistischen Tendenzen 
sind in allen Mitgliedsländern ein Grund der Be- 
sorgnis. Ein Anhalten dieser Tendenzen würde — 
abgesehen von ihren Auswirkungen auf die Wett- 
bewerbsfähigkeit gegenüber Drittländern — zu 
einem radikalen Wandel der wirtschaftlichen und 
sozialen Verhaltensweisen führen. Sie würden das 
soziale Gefälle verschärfen, da die einzelnen sozia- 
len Gruppen sehr ungleiche Möglichkeiten haben, 
sich gegen eine Geldentwertung zu wehren. Sie 
würden die Steuerungsfunktion der Märkte beein- 
trächtigen und die freiwillige Ersparnis verringern. 
Schließlich würden sie zu harten Korrekturen zwin- 
gen, welche die Kontinuität der Strukturmaßnahmen 
und damit die Möglichkeiten zur dauerhaften An- 
hebung des Lebensstandards beeinträchtigen. Weder 
die einzelnen Länder noch die Mitgliedstaaten in 
ihrer Gesamtheit können daher dulden, daß sich 
der massive Preisauftrieb fortsetzt. 

Das Preisproblem spielt eine um so wichtigere 
Rolle, als es im Hinblick auf die Wirtschafts- und 
Währungsunion „von den Preisentwicklungen in 
den Mitgliedstaaten abhängt, ob die Gemeinschaft 
auf der Basis fester Wechselkurse ohne Paritäts- 
änderungen und ohne desintegrierende Tendenzen 
funktionieren kann" ^). 

9. Diese Probleme gewinnen noch an Bedeutung, 
wenn man sie in Zusammenhang mit der Erweite- 
rung der Gemeinschaft sieht. Diese Erweiterung, die 
auch deshalb erwünscht ist, weil sich daraus auf 
längere Sicht für die erweiterte Gemeinschaft eine 
Vergrößerung des Wirtschaftspotentials ergibt, wird 
in den nächsten Jahren sicher Probleme wirtschaft- 
licher und sozialer Art aufwerfen. Sie werden jedoch 
leichter zu lösen sein, wenn der Zusammenhalt 
unter den Mitgliedsländern durch kompatible Ge- 
samtentwicklungen gesichert ist. 


C. Die Wirtschaftspolitik 
im Dienste gesellschaftspolitischer Ziele 

10. Die Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft kann 
sich nicht darauf beschränken, nur die beiden Ziele 
Wachstum und Stabilität anzustreben. Sie erhält 
ihren Sinn durch den Beitrag, den sie zur Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen leistet: Sie muß so- 
wohl auf eine Anhebung des materiellen Lebens- 
standards als auch auf eine Verbesserung der quali- 


b Memorandum der Kommission an den Rat über die 
mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Orientierungen 
für die Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft (1971 
bis 1975), Ziffer 17 
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tativen Lebensbedingungen abzielen. Ferner muß 
insbesondere die Solidarität zugunsten derjenigen 
sozialen Gruppen verstärkt werden, die aus den 
verschiedensten Gründen benachteiligt sind. 

Um diesen Erfordernissen besser zu entsprechen, 
ist den Wechselbeziehungen zwischen der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung große Bedeu- 
tung beizumessen. Einerseits ist ein anhaltendes, 
ausgewogenes Wirtschaftswachstum eine notwen- 
dige Voraussetzung für den sozialen Fortschritt; 
andererseits fordert eine befriedigende Wirtschafts- 
entwicklung soziale Sicherung und sozialen Fort- 
schritt. Es muß unserer Gesellschaft gelingen, diese 
beiden Aspekte miteinander in Einklang zu bringen. 

Diese Wechselwirkung besteht von jeher, doch 
gewinnt sie heute zunehmende Bedeutung durch 
Tendenzen, die in den verschiedensten Bereichen 
dazu führen, bestimmte Ziele, Verfahren und Zu- 
sammenhänge unserer Gesellschaft in Frage zu 
stellen. 

11. Die Gemeinschaft ist sich dieser Anforderungen 
bewußt. Sie kennt auch die derzeitigen Grenzen 
ihrer Aktionsmöglichkeiten. Im Hinblick auf die 
Wirtschafts- und Währungsunion werden die allge- 
meinen Ziele der gesellschaftlichen Entwicklung, in 
die heute noch die einzelnen Staaten ihren politi- 
schen Ehrgeiz setzen, nach und nach zu Zielen der 
Gemeinschaftspolitik werden. Aber schon heute ist 
es wichtig, folgende allgemeine Ziele festzulegen, 
die in allen Mitgliedsländern als vorrangig empfun- 
den werden: 

— • Eine bessere Bereitstellung öffentlicher Leistun- 
gen, insbesondere im Erziehungswesen, Gesund- 
heitswesen und Wohnungsbau, um eine ausge- 
wogene Entwicklung und gerechte Verteilung 
der materiellen Güter herbeizuführen. Diese 
Priorität impliziert in den meisten Mitglieds- 
ländern, daß der private Verbrauch etwas lang- 
samer steigt als das Sozialprodukt, damit die 
Gemeinschaftsausgaben schneller ausgeweitet 
werden können; 

— Energischere Bekämpfung der unerwünschten 
Auswirkungen des Wachstums auf die Umwelt 
(Verschmutzung von Luft und Wasser, Lärmbe- 
lästigung, übermäßige Ballung in Städten). In 
zunehmendem Maß ist der Grundsatz zu ver- 
wirklichen, daß die Verursacher der Belästigun- 
gen für die Kosten der Vorbeugungs- oder Ge- 
genmaßnahmen aufzukommen haben, wobei die 
internationalen Wettbewerbsbedingungen zu be- 
rücksichtigen sind; 

— - Größere Gleichheit der Startchancen jedes ein- 
zelnen durch eine bessere Bildungs- und Aus- 
bildungspolitik; 

— Eine gerechtere Einkommens- und Vermögens- 
verteilung; 

— Anpassung des sozialen Schutzes an die gesell- 
schaftspolitischen Erfordernisse der Gegenwart 
und insbesondere Ausbau des Schutzes zu- 
gunsten der vom Strukturwandel und techni- 
schen Fortschritt am stärksten Betroffenen wie 


auch der unverschuldet am Produktionsprozeß 
nicht beteiligten Personen. 

Es war in diesem Programm nicht möglich, alle 
Mittel zu nennen, mit denen diesen zwar ehrgeizi- 
gen, aber durchaus notwendigen Zielen entsprochen 
werden kann: Es soll vor allem Leitlinien für die 
Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft und der Mit- 
gliedstaaten skizzieren, welche die Verwirklichung 
dieser Ziele erleichtern. 


D. Die Notwendigkeit einer mittelfristigen Strategie 

12. Die Fortführung des europäischen Einigungs- 
werks ist mit ernsthaften Gefahren verbunden, 
wenn sie sich nicht auf eine kohärente Strategie 
stützt, die einen Wandel in geordneten Bahnen ge- 
währleistet. Diese Politik muß den Wechselbezie- 
hungen zwischen den Volkswirtschaften der Mit- 
gliedsländer, zwischen wirtschaftlichem und sozia- 
lem Bereich, zwischen den binnenwirtschaftlichen 
Bestrebungen und der internationalen Verantwor- 
tung Rechnung tragen; sie muß ferner die Unter- 
schiede zwischen den wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Strukturen, den Instrumenten und Insti- 
tutionen sowie den Wertvorstellungen berücksichti- 
gen. 

Der mittelfristige Horizont ist ein besonders ge- 
eigneter Rahmen für die Vorausschätzung der wirt- 
schaftlichen Strukturänderungen, für die Festlegung 
von Zielen und die Erarbeitung einer Politik. Er 
liefert den Rahmen zur Einleitung einer Struktur- 
politik, die geeignet ist, die Hindernisse für ein aus- 
gewogenes Wachstum zu beseitigen, so daß der 
scheinbare Gegensatz zwischen Wachstum und Sta- 
bilität überwunden werden kann. 

13. Für die kommenden Jahre erfordert die not- 
wendige Annäherung der Entwicklung in den Mit- 
gliedsländern, daß die Gemeinschaft unter Berück- 
sichtigung der internationalen Tendenzen sich einigt 
auf 

— mittelfristige quantitative Orientierungsdaten, 
die den Erfordernissen der Kompatibilität Rech- 
nung tragen, und 

— die zur Erreichung kompatibler Entwicklungen 
erforderliche allgemeine Wirtschafts- und Struk- 
turpolitik. 

Das vorliegende Programm stellt die erste Be- 
mühung der Gemeinschaft dar, die Bedingungen 
einer ausgewogeneren Wirtschaftsentwicklung in 
konkreter Form zum Ausdruck zu bringen. 

14. Die quantitativen Orientierungsdaten des Ka- 
pitels II umreißen die notwendigen Bedingungen, 
welche die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung 
ihrer Wirtschaftspolitik beachten müssen, um die 
Kompatibilität ihrer gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lungen zu erreichen und damit im Innern der Ge- 
meinschaft zur Stabilität der Paritätsverhältnisse zu 
gelangen. 
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Diese Bedingungen sind allein nicht ausreichend, 
da die Verwirklichung der Kompatabilität auch von 
anderen wichtigen Faktoren, und zwar vor allem 
von einer den wirtschaftlichen Möglichkeiten ent- 
sprechenden Einkommensentwicklung, abhängt. Es 
handelt sich jedoch um notwendige Bedingungen, 
die den Gesamtzusammenhang der Wirtschaftsent- 
wicklung zum Ausdruck bringen. Sie erfordern des- 
halb besondere Aufmerksamkeit. ' 

Auch erhalten diese Bedingungen ihren eigent- ^ 
liehen Sinn erst durch eine Wirtschaftspolitik, die 
geeignet ist, ihre Verwirklichung zu gewährleisten. * 
Weit davon entfernt, den Mitgliedsländern Willkür- ' 
liehe Beschränkungen aufzuerlegen, sind diese Be- ^ 
dingungen nur Ausdruck der erhöhten Wirtschaft- j 
liehen Interdependenz, die sich zwischen ihnen her- 
ausgebildet hat. : 

15. Eine ausgewogene mittelfristige Entwicklung 
muß insbesondere von folgenden Grundsätzen aus- 
gehen; 

a) Die Konjunkturpolitik muß so gehandhabt wer- 
den, daß die Spannungen zwischen Angebot und 
Nachfrage in erträglichen Grenzen gehalten und 
die längerfristigen Wachstumsfaktoren nicht ge- 
fährdet werden; 

b) Bei der Strukturpolitik muß die Gemeinschaft 
als Bezugsrahmen herangezogen werden, um die 
Möglichkeiten zur Nutzung aller produktiven 
Ressourcen auszunutzen; 

c) Innerhalb der Grenzen der Gemeinschaft müssen 
die Wettbewerbsbedingungen harmonisiert wer- 
den. Dabei ist ein besseres räumliches Gleich- 
gewicht zu erzielen. Es genügt also nicht, Zölle 
und Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedsländern abzubauen, wenn der Wettbe- 
werb weiterhin durch Beihilfen oder rechtlich 
gesicherte Vorteile verfälscht wird. 


16. In den außenwirtschaftlichen Beziehungen tritt 
das wirtschaftliche Gewicht der in der Gemeinschaft 
vereinigten Mitgliedstaaten immer deutlicher in Er- 
scheinung. Diese Bedeutung kam auf handelspoliti- 
schem Gebiet klar zum Ausdruck, wo sie sich für die 
Drittländer zu der Vorstellung verdichtet, daß sie i 
sich einer wirtschaftlichen Einheit gegenübersehen, | 
die als solche in die wirtschaftlichen Überlegungen 
einbezogen wird. Sie zeigte sich auch in den inter- 
nationalen Währungsbeziehungen. 

Die Gemeinschaft muß daher mehr und mehr zu 
einer Aktionseinheit gegenüber den wichtigsten 
außenwirtschaftlichen Entwicklungen finden, zumal I 
die Verantwortung und die Probleme im Bereich 
der Außenwirtschaft bei ihrer Erweiterung an Be- 
deutung gewinnen werden. | 

Auch muß die Gemeinschaft aktiv zum Wirtschaft- ' 
liehen Fortschritt der Entwicklungsländer beitragen. 
Die Summe der diesen Ländern netto zur Verfügung 
gestellten Finanzierungsmittel übersteigt für die Ge- 
meinschaft insgesamt bereits jährlich 1 Vo ihres 
Bruttoinlandsprodukts und dürfte sich in Zukunft 
zumindest auf diesem Stand halten. Bloße Mittel- 


übertragungen reichen jedoch zur Lösung der 
schwerwiegenden Probleme dieser Länder nicht 
aus. Daher muß ihr Wachstumspotential durch eine 
Handelspolitik vergrößert werden, welche die 
Diversifizierung ihrer Produktionsstrukturen be- 
günstigt. 

17. Die Möglichkeit, Wohlstand und Wohlfahrt so 
zu verbessern, wie es der neue Wirtschaftsraum 
grundsätzlich erlaubt, lassen sich ohne Mitwirkung 
der Sozialpartner in den Mitgliedsländern und auf 
Gemeinschaftsebene nicht verwirklichen. Auch ist 
dafür Sorge zu tragen, daß die notwendigen Ände- 
rungen der sektoralen oder regionalen Strukturen 
den Betroffenen keine Lasten aufbürden, die von 
ihnen nicht getragen werden können. Daher muß 
der Dialog mit den Sozialpartnern über die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die konkreten 
Orientierungen verstärkt und zu einer ständigen 
Einrichtung gemacht werden. 

18. Die Solidarität der Mitgliedstaaten muß sich 
mit fortschreitender Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion weilerentwickeln. Dies erfor- 
dert, daß die Rolle der Gemeinschaftsinstanzen aus- 
geweitet wird. Dies setzt gleichfalls voraus, daß die 
Entscheidungen von gemeinsamem Interesse in den 
Mitgliedsländern unter Beachtung der Auffassung 
der Gemeinschaft getroffen werden. Dies wird auch 
dazu führen, daß die Finanzierungsinstrumente der 
Gemeinschaft schrittweise in einen umfassenden 
Haushalt einbezogen werden. Der Fortgang dieser 
Entwicklung wirft das Problem einer verstärkten 
demokratischen Kontrolle über die Entscheidungen 
der Gemeinschaft auf. 

19. Im Hinblick auf die Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion ist eine auf diesen Überlegungen auf- 
bauende Strategie erforderlich. Sie läßt sich nur 
schrittweise erarbeiten. Ihre Durchsetzung wird 
nicht leicht sein, da sie tiefgreifende Änderungen in 
der Politik der einzelnen Länder und vor allem in 
den Verhaltensweisen voraussetzt. Sie ist deshalb 
so zu konzipieren, daß sie von allen sozialen Grup- 
pen unterstützt wird und daß dank dieser Unter- 
stützung ihre Anwendung eine ausgewogene Wirt- 
schaftsentwicklung und sozialen Fortschritt ermög- 
licht. 


KAPITEL II 

Die gesamtwirtschaftlichen Perspektiven 
und ihre Kompatibilität 


A. Voraussetzungen für eine kompatible 
Entwicklung 

20. Um in der Gemeinschaft zu kompatiblen ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklungen zu gelangen, ist 
es wesentlich, sich auf mittelfristige Orientierungs- 
daten zu stützen, die gemeinsam auf der Grundlage 
quantifizierter Projektionen erarbeitet wurden. 
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Diese Projektionen ermöglichen es, die verschiede- 
nen Interdependenzen innerhalb der einzelnen Län- 
der, zwischen den Mitgliedsländern und gegenüber 
dritten Ländern zu berücksichtigen. Sie gestatten es 
somit, die autonomen nationalen Zielvorstellungen | 
mit den tatsächlichen Möglichkeiten in Einklang zu I 
bringen. ! 

Die mittelfristigen Projektionen stellen die erwar- 
teten Ergebnisse einer wachstumsorientierten Struk- 
turpolitik und der entsprechenden Globalsteuerung 
in Rechnung. Sie setzen voraus, daß sich die Global- 
steuerung der Volkswirtschaften der Gemeinschaft 
sowohl an den kompatiblen mittelfristigen Orientie- 
rungsdaten als auch an der konjunkturellen Situa- 
tion des Augenblicks ausrichtet. Hingegen war es ' 
bisher noch nicht möglich, den konjunkturellen Ver- 
lauf während der Projektionsperiode hinreichend zu 
berücksichtigen. 

Auf dieser Basis hat die „Sachverständigengruppe 
für mittelfristige wirtschaftliche Perspektiven" die 
Arbeiten durchgeführt, auf denen die Ausführungen 
dieses Kapitels aufbauen ^). 

21. Die Anpassung zwischen Volkswirtschaften, 
die sich von einem unterschiedlichen Entwicklungs- 
stand aus in unterschiedlichem Tempo entwickeln, 
erfolgt normalerweise über die relative Entwicklung 
der Inlandspreise, über den Kapitalverkehr und 
über Wanderungen von Arbeitskräften und — bei 
einem fundamentalen Ungleichgewicht — über 
Änderungen der Währungsparität. In der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ist dafür Sorge zu 
tragen, daß sich diese Anpassung vollziehen kann, 
ohne daß in den innergemeinschaftlichen Beziehun- 
gen auf protektionistische Maßnahmen oder Pari- 
tätsänderungen zurückgegriffen werden muß. 

Der schrittweise Verzicht auf diese Methoden 
gibt dem Anpassungsprozeß innerhalb der Gemein- 
schaft damit einen ganz bestimmten Sinn: Es han- 
delt sich für die Mitgliedsländer nicht mehr lediglich 
darum, daß sie die Ausweitung ihrer Inlandsnach- 
frage besser an die Steigerung der Beschäftigungs- 
und Wachstumsmöglichkeiten anpassen. Jedes Mit- 
gliedsland hat die Bedingungen seines Wachstums 
auch mit denen seiner Partner zu harmonisieren, um 
innerhalb der Gemeinschaft eine größere Überein- 
stimmung der Wirtschafts- und insbesondere der 
Preisentwicklung zu erreichen und auf diese Weise 
die Störungsfaktoren zu begrenzen. Diese Notwen- 
digkeit erfordert eine vorherige Abstimmung der 
gesamtwirtschaftlichen Orientierungsdaten auf Ge- 
meinschaftsebene. 

22. Diese Orientierungsdaten werden anhand der 
wichtigsten Indikatoren festgelegt, die ein zusam- 
menfassender Ausdruck der erwarteten Ergebnisse 


2) Der Bericht der Gruppe wird im Laufe des Monats 
November übermittelt. 

Hierbei handelt es sich — nach den Standardbegriffen 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung — um den 
Saldo des Waren- und Dienstleistungsverkehrs ein- 
schließlich der Faktoreinkommen. 


der allgemeinen Wirtschaftspolitik sind. Folgende 
Indikatoren sind dafür mindestens erforderlich: 

— das wirtschaftliche Wachstum (ausgedrückt durch 
die Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts zu 
konstanten Preisen), 

— der Realisierungsgrad der Vollbeschäftigung 
(ausgedrückt durch die Arbeitslosenquote), 

— die Entwicklung des allgemeinen Preisniveaus 
(impliziter Preisindex für das Bruttosozialpro- 
dukt), die die Spannungen zwischen Angebot 
und Nachfrage ausdrückt, 

— die Verwirklichung des außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts (ausgedrückt durch den Außen- 
beitrag '‘^). 

Diese Größen wurden gewählt, um unter Beach- 
tung der Beziehungen zwischen den Eckpunkten des 
magischen Vierecks das Problem eines den Beschäf- 
tigungserfordernissen angepaßten Wachstums in 
den Mittelpunkt der Koordinierung zu stellen. Sie 
lassen indessen an Hand der Indikatoren für die 
erwartete Arbeitslosigkeit und die erwartete Preis- 
entwicklung die Schwierigkeiten erkennen, die 
überwunden werden müssen, um zu einer gleichge- 
wichtigen Entwicklung zu kommen. 

23. Die Orientierungsdaten legen eine mehrjährige 
Tendenz fest. Die Unsicherheitsfaktoren und der 
komplexe Charakter der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung werden im allgemeinen zu Abweichun- 
gen von diesem Trend führen. Die Ergebnisse wer- 
den daher regelmäßig zu überprüfen und die Orien- 
tierungsdaten gegebenenfalls auf den neuesten 
Stand zu bringen sein. Abgesehen von der sich aus 
diesen Modalitäten ergebenden EJastiziIät, stellen 
die mittelfristigen Orientierungen die unerläßliche 
Bezugsgröße für eine Wirtschaftspolitik dar, die 
künftig den Anspruch auf Kompatiblität erheben 
will. 

24. Der Prozeß der konzertierten Globalsteuerung, 
den die Gemeinschaft und die Mitgliedsländer hier- 
mit beginnen, ist in vieler Hinsicht neuartig. Der 
Mangel an Kompatibilität, der sich während der be- 
wegten Periode, die die Gemeinschaft in jüngster 
Zeit durchlebte, im Ergebnis der einzelstaatlichen 
Politiken niederschlug, muß überwunden werden. 
Dies berührt zwangsläufig die Arbeit an den Stra- 
tegien und den Plänen lür die künftige Entwicklung 
der Mitgliedstaaten. Eine schrittweise Anpassung 
der Methoden und Verhaltensweisen an die Realität 
der Gemeinschaft ist nötig. 

Nach Kompatibilität streben heißt nicht, einzel- 
staatliche Ziele aufzugeben. Indem die Mitglieds- 
länder auf Gemeinschaftsebene globale Orientie- 
rungsdaten annehmen, legen sie vielmehr die 
Grundlage für eine bessere Steuerung ihrer Wirt- 
schaft sowie für eine realistischere und anspruchs- 
vollere Programmierung der gewünschten Struktur- 
wandlungen. Weit davon entfernt, einen zusätz- 
lichen Zwang einzuführen, sind die kompatiblen 
Orientierungsdaten der Ausdruck einer Interdepen- 
denz, die faktisch bereits besteht. 
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B. Die Perspektiven der wirtschaftlichen Entwicklung 
in der Gemeinschaft bis 1975 

Ausgangstage 

25. Der kräftige Aufschwung, der in der Gemein- 
schaft Ende 1967 einsetzte, scheint in den Jahren 
1969 und 1970, d. h. dem Ausgangsjahr der Projek- 
tionen, seinen Höhepunkt erreicht zu haben. Die 
Bereinigung der außenwirtschaftlichen Ungleichge- 
wichte der vergangenen Jahre verbesserte die 
Grundlage für eine ausgewogenere Entwicklung der 
Zahlungsbilanzen. Wenn dies im Jahre 1970 auch 
ohne ausgeprägtes Sinken des tendenziellen Wachs- 
tumspfads möglich war, so bleiben doch ernsthafte 
Bedenken für die unmittelbare Zukunft. 

Diese Bedenken hängen eng mit der schnellen 
Steigerung der Kosten und Preise in allen Mit- 
gliedsländern zusammen, die eines der Hauptpro- 
bleme der Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft dar- 
stellen. Seit 1969 lagen die Inflationsraten der 
EWG-Länder durchschnittlich über denjenigen ihrer 
wichtigsten Handelspartner. Im Jahre 1970 dürfte 
das allgemeine Preisniveau in der Gemeinschaft 
um mehr als 5 Vo gestiegen sein, d. h. um einen 
Satz, der dem realen Wachstum entspricht^). Die 
Hälfte des nominalen Einkommenszuwachses wird 
somit zur Zeit durch die Preissteigerungen aufge- 
zehrt. 

26. Unter diesen Umständen und unter Berück- 
sichtigung der voraussichtlichen Entwicklung der 
Produktionsfaktoren dürfte sich das reale Wachstum 
für die Gesamtheit der Gemeinschaft während des 
Zeitraums 1971 bis 1975 in der Nähe der bisher ver- 
zeichneten Wachstumsraten, d. h. bei etwa 5 '^/o jähr- 
lich zu konstanten Preisen für das Bruttosozialpro- 
dukt und bei 4,5 Vo für die gesamtwirtschaftliche 
Produktivität halten. Die Realisierung einer gleich- 
gewichtigen mittelfristigen Entwicklung in der Ge- 
meinschaft setzt allerdings voraus, daß es den Re- 
gierungen gelingt, ohne Beeinträchtigung der 
Wachstumsfaktoren den gegenwärtigen inflatio- 
nistischen Auftrieb in den Griff zu bekommen. 


Außenwirtschaftliche Konstellation 

27. Die Aussichten der mittelfristigen Entwicklung 
in jedem Mitgliedsland werden sowohl von der 
wirtschaftlichen Aktivität der anderen Mitglieds- 
länder als auch von der Entwicklung der Nachfrage 
und Preise in den Drittländern beeinflußt. Die Vor- 
ausschätzungen der internationalen Organisationen 
sehen vor, daß sich das Wachstumstempo in den 

’) ln der Gemeinschaft insgesamt dürfte das allgemeine 
Preisniveau im Jahre 1970 voraussichtlich um rund 
5,6 Vo steigen (1969 waren es 4,9 Vo); der Anstieg der 
Preise des privaten Verbrauchs wird bei rund 4,6 ®/o 
liegen (1969 ^ 4,2 ^/o). Dabei dürften die Preissteige- 
rungsraten je nach Mitgliedsland zwischen 4 und 6% 
liegen (1969 zwischen 3 Vo und 7 V»). 

■’) 3,7 Vo jährlich von 1965 bis 1970; 5 ®/o jährlich von 1968 
bis 1970 


Industrieländern halten und in Entwicklungsländern 
leicht beschleunigen wird. 

Man kann damit rechnen, daß die Zuwachsrate 
des Welthandels jährlich bei etwa 7,5 % liegen und 
damit hinter der Ausweitung in der jüngeren Ver- 
gangenheit Zurückbleiben wird (9 ^/o Zunahme zwi- 
schen 1965 und 1970). Die kräftige Entwicklung des 
Welthandels wird von der zunehmenden Bedeutung 
des Handels innerhalb der großen Zollgebiete 
(namentlich EWG und EFTA) stark beeinflußt. 

28. Es ist des weiteren erforderlich, eine Arbeits- 
hypothese für die Tendenzen der Preisentwicklung 
in den anderen Industrieländern, namentlich in den 
Vereinigten Staaten, festzulegen. Um gegen die in- 
flationistische Entwicklung der letzten Jahre anzu- 
gehen, haben mehrere dieser Länder recht rigorose 
monetäre und budgetäre Maßnahmen zur Dämpfung 
des Nachfrageanstiegs ergriffen. Es wurde als Ar- 
beitshypothese unterstellt, daß der Anstieg des all- 
gemeinen Preisniveaus bei den Handelspartnern der 
EWG im Vergleich zur jüngsten Vergangenheit^) 
etwas nachlassen und in den Jahren 1971 bis 1975 
bei durchschnittlich rund 3 Ao pro Jahr liegen wird. 
Eine schnellere Preissteigerung in diesen Ländern 
kann allerdings nicht ausgeschlossen werden. 

Angesichts der ernsten Gefahr eines Weiterbe- 
stehens der weltweiten Inflationstendenzen kann 
und muß die Gemeinschaft wegen ihres zunehmen- 
den Gewichts im Welthandel eine aktive und selb- 
ständige Stabilisierungspolitik einleiten. Was für 
ein einzelnes außenhandelsabhängiges Land als un- 
ausweichlich angesehen werden mag, kann nicht für 
die Gemeinschaft gelten. Die Grundlage für die 
Koordinierung der mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
muß daher gemäß dem Vertrag von Rom und dem 
Kommunique der Gipfelkonferenz in Den Haag 
Ende 1969 das Ziel einer „Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgemeinschaft" sein. Diese Orientierung wird es 
der Gemeinschaft ermöglichen, einen effektiven Bei- 
trag zur Stabilisierung des internationalen Preis- 
niveaus und der internationalen Währungsbezie- 
hungen zu leisten. 

29. Die EWG-Länder sehen insgesamt vor, den 
Entwicklungsländern in den nächsten Jahren finan- 
zielle Mittel von netto mindestens 1 Vo ihres Brutto- 
sozialprodukts zur Verfügung zu stellen. Diese Ab- 
sicht würde im Jahre 1975 einem Betrag von rund 
7 Mrd. Dollar und im Zeitraum 1971 bis 1975 von 
insgesamt rund 30 Mrd. Dollar entsprechen. 


Die einzelstaatlichen Projektionen als Ausgangs- 
punkt der kompatiblen Orientierungsdaten 

30. Im folgenden werden die wichtigsten Perspek- 
tiven der mittelfristigen wirtschaftlichen Entwick- 
lung in den Mitgliedsländern so dargestellt, wie sie 
sich aus den Projektionen der Mtigliedsländer er- 
geben. In den meisten Ländern haben sie noch pro- 
visorischen Charakter, spiegeln jedoch bereits die 
ersten Auswirkungen einer intensiven Bemühung 
um Gegenüberstellung auf Gemeinschaftsebene 
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Die wichtigsten Entwicklungstendenzen 1960 bis 1975 *) 

(nationale Zahlen) 


1 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgien 

Luxemburg 


I960 
bis 1 
1970 : 

1 

Proj. 

1970 

bis 

1975 

I960 

bis 

1970 

Proj. 

1970 

bis 

1975 

I960 

bis 

1970 

Proj. 

1970 

bis 

1975 

I960 

bis 

1970 

Proj. 

1970 

bis 

1975 

I960 

bis 

1970 

Proj. 

1970 

bis 

1975 

I960 

bis 

1970 

Proj. i 
1970 1 
bis 

1975 i 

Bruttosozialprodukt, 
real (Jährliche 
Zuwachsrate) 

4,9 

4,5 

5,8 

5,6 

+ 5,7 

6 

5 

4.7 

4,7 

4,8 

3,3 

3,5 

Erwerbstätige ins- 
gesamt (Jährliche 
Veränderung) . . . 

0,4 

0 

0,8 

1,1 

-0,6 

(0,0)') (- 

0,8 

hl,2)') 

1 

0,9 

0,8 

0,7 

0,6 

0,4 

Impliziter Preis- 
index des BSP 
(Jährliche Verän- 
derung) 

3,4 

2,2 

4,3 

3,1 

4,4 

2,8 

4,8 

4 

3,4 

4 

3,4 

o - 

2,3 

Impliziter Preis- 
index des priva- 
ten Verbrauchs 
(Jährliche Verän- 
derung) 

2,8 

1,9 

* 4,1 

1 

2,8 

4 

2,5 

4,2 

3,3 

3,1 

3,7 

2,6 

1 

2,5 

Arbeitslosenquote 
(in V. H. der Er- 
werbsbevölke- 
rung), Durch- 
schnitt der Periode 
Endjahr (1975) . . 

1 

0,8 

0,7 

i 

1 

1,5 

1,34 

3,2 

2,7 

1,1 

1,1 

2,1 

1,5 

j 

0 

0 

Außenbeitrag 
in V. H. des BSP, 
Durchschnitt der 
Periode 

i 

! 

1,8 


0,5 


1,3 


1 0,3 


0,3 


j 

! -0,3 


Endjahr (1975) . . 

1 

1,7 


0,9 

! 

0,5 


1,3 


0,6 


0 

Saldo der lfd. Rech- 
nung in V. H. des 
BSP, Durchschnitt 
der Periode 

1 

0,6 


! 

-0,7 


1 

1,9 


i 

0,1 

1 


0,1^) 


' 


Endjahr (1975) . . 


0,2 


0 

I 

0,8 


0,8 


0,1 

1 

0 


h Alternativschätzung der Beschäftigung umgerechnet in „Vollzeitarbeit" 

2) 1961 bis 1968 für Belgien 

*) Die für die Projektionen angegebenen Werte sind Größenordnungen, die eine mittlere Linie im Rahmen einer Unsicher- 
heitsmenge angeben 

Quellen: Die Angaben und Projektionen sind dem Zahlenmaterial entnommen worden, das die zuständigen Dienststellen 
der einzelnen Länder der „Sachverständigengruppe für mittelfristige wirtschaftliche Perspektiven" zur Verfügung 
gestellt haben. 
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wider, deren Ergebnisse ermutigend sind trotz der 
bisweilen erheblichen Unterschiede zwischen den 
verwendeten Konzepten, Verfahren und Methoden; 
dies gilt insbesondere für das für die Schätzung der 
Perspektiven der außenwirtschaftlichen Entwicklung 
angewandte Verfahren®). 

Deutschland 

31. Die makroökonomischen Eckdaten der mittel- 
fristigen Projektionen 1970 bis 75 basieren haupt- 
sächlich auf der Zielprojektion 1969 bis 74, die von 
der Regierung im Januar 1970 verabschiedet wurde ^). 

Die mengenmäßigen Projektionen gehen von der 
Konstanz der grundlegenden Daten aus und unter- 
stellen eine Fortsetzung des längerfristigen Produk- 
tivitätstrends. Das Beschäftigungsvolumen wird 
weiterhin zurückgehen, wobei der leichte Rückgang 
der heimischen Erwerbsbevölkerung durch die Zu- 
wanderung ausländischer Arbeitnehmer (Bestand 
1975: rund 2 Millionen) kompensiert werden muß. 
Die Arbeitslosenquote dürfte während dieses Zeit- 
raums durchschnittlich bei etwa 0,7 Vo der Erwerbs- 
bevölkerung liegen, worin der anhaltende Arbeits- 
kräftemangel zum Ausdruck kommt. Das Wachstum 
wird — wie in der jüngsten Vergangenheit — eine 
zunehmende Kapitalintensität über schnell stei- 
gende Bruttoanlageinvestitionen erfordern. Die In- 
vestitionsquote soll im Endjahr 1975 rund 26 Vo des 
Bruttosozialprodukts (zu jeweiligen Preisen) errei- 
chen. In Anbetracht dieser Faktoren wäre für das 
Bruttosozialprodukt zu konstanten Preisen eine 
durchschnittliche Wachstumsrate von jährlich 4,5 Vo 
realisierbar. 

Das im Vergleich zur Entwicklung in der Vergan- 
genheit, zu den Vorausschätzungen der anderen 
Länder und in Anbetracht des anhaltenden Arbeits- 
kräftemangels ehrgeizige Ziel der Preisstabilität der 
Bundesregierung ist Ausdruck des ausgeprägten 
Stabilitätsbewußtseins der Öffentlichkeit, das sei- 
nen Niederschlag namentlich in bestimmten gesetz- 

Die Arbeiten der „Sachverständigengruppe für mittel- 
fristige wirtschaftliche Perspektiven" betrafen nament- 
lich die erforderlichen technischen Voraussetzungen 
für eine bessere gegenseitige Information und eine 
stärkere Harmonisierung, Die Darstellung des itera- 
tiven Anpassungsproz.esses bei der Erstellung der 
mittelfristigen Projektionen sowie die Angaben über 
die Projektionen der Mitgliedstaaten sind Gegenstand 
eines Berichts der Sachverständigengruppe, der die- 
sem Programm beigefügt wird. 

') Jahreswirtschaftsbericht 1970 der Bundesregierung. Für 
Deutschland werden mittelfristige Projektionen auf 
rollender Basis jedes Jahr neu erstellt. 

Die mittelfristigen quantitativen Zielvorstellungen 
werden in Deutschland gewöhnlich in Form von Mar- 
gen angegeben. Um in diesem Text zu einer möglichst 
einheitlichen Darstellung für die einzelnen Länder zu 
gelangen, wurden die Zielvorstellungen hier in Form 
einer einzigen Zahl wiedergegeben. 

Stabilitäts- und Wachstumsgesetz, Bundesbankgesetz. 
'*) Die Zahlen für Frankreich beziehen sich auf die üb- 
lichen internationalen Definitionen. Sie weichen beim 
Wachstum und den Preisen um einige Zehntelpunkte 
von den in der französischen volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung verwendeten Größen ab. 


liehen Vorschriften gefunden hat V- Dieses Ziel sieht 
für den allgemeinen Preisniveauanstieg eine durch- 
schnittliche Jahresrate von rund 2,2 Vo vor. 

Zur Ableistung ihrer zunehmenden Verpflichtun- 
gen gegenüber dem Ausland (Lohnüberweisungen 
der Gastarbeiter, Übertragungen an die Gemein- 
schaft und andere internationale Organisationen, 
Entwicklungshilfe und private Kapitalexporte) muß 
Deutschland — ohne nennenswerte Veränderung 
des Standes der Devisenreserven während des Ge- 
samtzeitraums — einen Außenbeitrag von rund 
1,7 Vo des Bruttosozialprodukts vorsehen. 

Frankreich 

32. Die Vorbereitung des VI. Plans schreitet auf 
der Grundlage des von der Regierung vorgelegten 
und vom Parlament gebilligten Berichts über die 
wichtigsten Optionen fort. 

In dem Bericht wird für den Zeitraum 1970 bis 
1975 mit einer spürbaren Zunahme der Erwerbsbe- 
völkerung (um durchschnittlich rund 1,1 Vo pro Jahr) 
und mit einem Anhalten des Trends der Produkti- 
vität je Arbeitsstunde auf dem seit 1968 zu beob- 
achtenden erhöhten Niveau gerechnet. Aufgrund 
dieser Faktoren kann eine ähnliche Wachstums- 
rate wie in den letzten fünf Jahren erwartet werden 
(etwa 5,6 Vo pro Jahr) ^). 

Die Regierung sieht in einer größeren Preisstabi- 
lität die grundlegende Voraussetzung für ein Wachs- 
tum, das den Erfordernissen der Modernisierung 
der Wirtschaft entspricht. Der Anstieg des allgemei- 
nen Preisniveaus, der zwischen 1960 und 1970 durch- 
schnittlich 4,3 Vo pro Jahr betrug, muß auf höchstens 
3 Vo pro Jahr gesenkt werden. Auf diese Weise 
würde die sich aus der Abwertung ergebende Preis- 
situation und damit die Wettbewerbsfähigkeit der 
französischen Wirtschaft erhalten. Dieses Ziel erfor- 
dert einen tiefgreifenden Wandel im Vergleich zu 
den inflationären Verhaltensweisen der Vergangen- 
heit, um insbesondere neue, für die notwendigen 
strukturellen Anpassungen schädliche Brüche in der 
Entwicklung zu vermeiden. 

Der Außenbeitrag soll während des Zeitraums 
1970 bis 1975 insbesondere die Möglichkeit geben, 
die Verpflichtungen gegenüber dem Ausland (Hilfe- 
leistung und Übertragungen) zu erfüllen und gleich- 
zeitig die Reservebestände am Periodenanfang wie- 
der auf eine normale Höhe zu bringen. 

Italien 

33. Bei dem derzeitigen Stand der Programmie- 
rungsarbeiten für den zweiten Fünf jahresplan und 
in Anbetracht der das Ausgangsjahr betreffenden 
Unsicherheitsfaktoren sind die ersten Ergebnisse der 
mittelfristigen Projektionen für die Jahre 1970 bis 
1975 als eine vorläufige und rein technische Aus- 
gangsbasis zu betrachten. Diese Ergebnisse stützen 
sich gegenwärtig auf die Vorschläge, die das Mini- 
sterium für Haushalt und Wirtschaftsprogrammie- 
rung im „Progetto 80" unterbreitet hat, die jedoch 
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von den politischen Instanzen bisher noch nicht er- 
örtert worden sind. 

Das beherrschende Ziel des Projektionszeitraums 
1970 bis 1975 ist die Verwirklichung der Vollbe- 
schäftigung. Die Beschäftigung soll um rund 1 Vo 
pro Jahr steigen, die durchschnittliche Arbeitslosen- 
quote von 3,5 Vo der Erwerbstätigen (Durchschnitt 
1965 bis 1970) auf rund 2,7 ®/o im Jahre 1975 gesenkt 
werden. Da die Produktivität dem langfristigen 
Trend (1950 bis 1970) entsprechend steigt, könnte 
das reale Bruttosozialprodukt um jährlich 6,0 Vo stei- 
gen. Die gesamtwirtschaftliche Investitionsquote 
müßte im Jahre 1975 rund 22 ®/o (zu jeweiligen Prei- 
sen) erreichen. 

Die Annahme eines durchschnittlichen jährlichen 
Anstiegs des allgemeinen Preisniveaus um 2,8 Vo 
während des Projektionszeitraums hat vorerst nur 
technischen Charakter. Sie erscheint zwar ehrgeizig, 
aber angesichts der Gesamtentwicklung seit 1965 j 
nicht unrealistisch. Der Außenbeitrag, der im Durch- j 
schnitt des Zeitraums 1966 bis 1970 rund 2,1 Vo des 
Bruttosozialprodukts ausmacht, soll während des 
Projektionszeitraums auf 0,5^/o gesenkt werden, um 
mit dem tatsächlichen Bedarf der Wirtschaft besser 
in Einklang gebracht zu werden. 

Niederlande 

34. Die niederländischen Projektionen für 1970 bis 
1975 sind Extrapolationen der mittelfristigen Vor- 
ausschätzungen des „Centraal Planbureau" für den 
Zeitraum 1968 bis 1973 ^ 0 ) haben lediglich indi- 
kativen Charakter. 

Die Aussichten der niederländischen Wirtschaft 
werden noch stärker als in den meisten anderen 
EWG-Ländern von der Entwicklung der Nachfrage 
und Preise im Ausland beeinflußt. 

Unterstellt man eine anhaltende Auslandsnach- 
frage, so dürfte das reale Bruttosozialprodukt auch 
weiterhin um rund 4,7 Ao pro Jahr und die Produk- 
tivität um 3,8 ®/o pro Jahr wachsen. 

Die Hypothesen bezüglich der internen Entwick- 
lung gehen davon aus, daß die angespannte Ar- 
beitsmarktlage trotz kräftiger Zunahme der Be- 
schäftigtenzahl (um jährlich fast i Vo) wahrschein- 
lich anhalten wird, wobei die Arbeitszeit weiter ver- 
kürzt werden soll. Man hofft außerdem, daß es in 
den nächsten Jahren gelingen wird, den Preisauf- 
trieb nach den starken Erhöhungen der letzten Jahre 
besser zu kontrollieren und die Lohnerhöhungen je 
Beschäftigten auf durchschnittlich rund 8 Vo pro Jahr 
zu begrenzen. 


^®) Centraal Planbureau: „De Nederlandse Economie in 
1973", Den Haag 1970. Diese Projektionen wurden 
vor den jüngsten Lohnerhöhungen erstellt, deren Aus- 
wirkungen bei der Ausarbeitung der Politik zu be- 
rücksichtigen sind. Die mittelfristigen gesamtwirt- 
schaftlichen Projektionen des Centraal Planbureau 
werden nach dem Prinzip des beweglichen Horizonts 
in gewissen Abständen revidiert. 

^9 Die Produktivität der Unternehmen dürfte um 4,3 Vo 
und damit schneller steigen als während des vorher- 
gehenden Zeitraums 1965 bis 1970 (+3,8 Vo). 


Nichtsdestoweniger wurde ein relativ starker An- 
stieg des allgemeinen Preisniveaus (von 4 Vo) und 
der Preise des privaten Verbrauchs (von rund 3,3 ®/o) 
sowie eine gewisse Verbesserung der terms of trade 
I unterstellt. Letzteres soll dazu beitragen, einen posi- 
tiven Außenbeitrag von 1,3 Vo des Bruttosozialpro- 
dukts zu erreichen. 

Belgien 

35. Die großen Leitlinien für die Ausarbeitung des 
dritten mittelfristigen Plans für die wirtschaftliche 
Entwicklung in den Jahren 1971 bis 1975 sind be- 
reits auf politischer Ebene erörtert worden. Die Re- 
gierung und das „Comite national de l'expansion 
economique" hatten die Wahl zwischen einer rea- 
len Wachstumsrate von jährlich 4,3 Ao und 4,8 ®/o 
und haben sich für die höhere Wachstumsrate ent- 
schieden. 

Dieses Wachstum setzt voraus, daß sich der bis- 
her beobachtete langfristige Produktivitätstrend 
fortsetzt (Steigerung um rund 4*^/0 pro Jahr) ^^) und 
die Beschäftigung nachhaltig zunimmt (0,7 Ao pro 
Jahr), so daß die Arbeitslosenquote von 2,3 ®/o 
(Durchschnitt 1965 bis 1970) auf 1,5 Vo der Erwerbs- 
bevölkerung im Jahre 1975 verringert werden 
könnte. 

Vor allem wegen der Einführung der Mehrwert- 
steuer im Jahre 1971 dürfte der spontane Anstieg 
des impliziten Preisindex des Bruttosozialprodukts 
in den Jahren 1971 und 1972 ziemlich stark sein. 
Anschließend dürfte er wieder zurückgehen, so daß 
für die gesamte Periode eine durchschnittliche jähr- 
liche Preissteigerung von 4Vo erreicht würde (für 
den privaten Verbrauch von 3,9 Vo). 

Wenn auch der Zusammenhang zwischen inländi- 
schem Preisniveau und Außenhandelssaldo in Bel- 
gien nicht so eng wie in anderen Ländern der Ge- 
meinschaft ist, so stellen die internationalen Preis- 
steigerungstendenzen doch eine zu berücksichti- 
gende Bezugsgröße dar. 

Angesichts der voraussichtlichen in- und auslän- 
dischen Preisentwicklung könnte mit einer ausge- 
wogenen Zunahme der Ein- und Ausfuhren um jähr- 
lich rund 9,5 Vo (in Preisen von 1965 )gerechnet wer- 
den. Im Jahre 1975 dürfte der Außenbeitrag rund 
0,6 Vo des Bruttosozialprodukts betragen. 

Luxemburg 

36. Die von Luxemburg vorgelegten Projektionen 
sind technische Anfänge für die Wirtschafts- und 
Finanzprogrammierung in Luxemburg, die auf glei- 
tender Basis erstellt werden soll. 

Für Luxemburg wird eine gesamtwirtschaftliche 
Wachstumsrate von jährlich 3,5 Vo erwartet, die bei 
sehr geringer Arbeitslosigkeit und abnehmendem 
Arbeitsvolumen zustande kommen dürfte (Zunahme 
der Erwerbspersonen um jährlich rund 0,4 Vo, Ver- 
kürzung der Arbeitszeit um jährlich 1 Vo). 

Die allgemeine Hypothese einer jährlichen Preis- 
steigerung von 2,5 Vo trägt gewissen Einflüssen von 
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außen Rechnung (insbesondere aus Deutschland und 
Belgien). Sie ist jedoch vor allem wegen der ge- 
planten Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes sehr 
unsicher. 


C. Für kompatible Orientierungsdaten 

37. Die soeben dargelegten Perspektiven ergeben 
sich aus den Zielen und Analysen der einzelnen 
Länder. Die wiederholten Gegenüberstellungen zur 
Beurteilung ihrer Kompatibilität haben eine be- 
trächtliche Annäherung ermöglicht. Indessen ist zu 
bemerken, daß die Methoden auf einem so neuarti- 
gen Gebiet noch unvollkommen sind. Der unter- 
schiedliche Charakter der Projektionen in den ein- 
zelnen Mitgliedsländern kompliziert die Lage noch 
zusätzlich. In einigen Fällen erstellen die Länder 
im übrigen erstmalig Projektionen zu laufenden 
Preisen, d. h. Projektionen, die das Problem der 
Veränderung des allgemeinen Preisniveaus einbe- 
ziehen. Sie stehen somit vor zusätzlichen techni- 
schen und politischen Schwierigkeiten. 

Die Kompatibilität der einzelstaatlichen Projektionen j 

38. Die einzelstaatlichen Projektionen erscheinen 
in Anbetracht der Aussichten für eine Zunahme des 
Welthandels und angesichts des Wirtschaftspoten- 
tials der Mitgliedsländer im allgemeinen realisier- 
bar, soweit es sich um die reale Entwicklung und 
vor allem um die Zielsetzungen für Wachstum und 
Beschäftigung handelt. 

Die Projektionen der einzelnen Länder scheinen, 
jede für sich betrachtet, im allgemeinen auch in sich 
widerspruchsfrei zu sein. Allerdings ist für die er- 
wartete Entwicklung bestimmter Größen (und zwar 
je nach Land bei der Beschäftigung oder dem Außen- 
beitrag) eine ausgeprägte Änderung im Vergleich 
zur bisherigen Entwicklung festzustellen. In diesen 
Fällen hängt die Glaubwürdigkeit der Projektionen 
im wesentlichen davon ab, wie schnell strukturpoli- 
tische Maßnahmen ergriffen werden und wie wirk- 1 
sam sie sind. 1 


39. Die in den nationalen Projektionen für die 
Preisentwicklung angenommenen Steigerungsraten 
geben Anlaß zu einer Reihe von Bemerkungen. Die 
Zahlen haben in den einzelnen Ländern unterschied- 
liche technische Bedeutung. Ferner muß ihre Inter- 
pretation je nach den angenommenen Auswirkun- 
gen der Entwicklung der Produktionsstruktur und 
des Außenhandels nuanciert werden. Weiterhin ist 
den politischen Erwägungen bezüglich des Ankündi- 
gungseffekts Rechnung zu tragen, von denen sie be- 
einflußt sein können. So können zum Teil die Un- 
terschiede von fast 2 Prozentpunkten erklärt wer- 
den, die zwischen den einzelnen nationalen Voraus- 
schätzungen sowohl für den Preisindex des Sozial- 
produkts als auch für den Index der Verbraucher- 
preise bestehen. 

I Derartige Unterschiede sind nichtsdestoweniger 
angesichts der heute herrschenden engen Interde- 
pendenz beunruhigend. Es waren nämlich Unter- 

! schiede dieser Größenordnung, d. h. kumulierte 

' Differenzen von 5 bis 10 ^/o während eines Zeit- 
raums von 5 Jahren, die erheblich zur Verschlechte- 
rung des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts und 
zu den monetären Störungen der jüngsten Zeit bei- 
getragen haben. 

40. Die Gefahr der Inkompatibilität wird noch 
durch die unterschiedlichen Haltungen und Strate- 
gien der Mitgliedsländer gegenüber den Tendenzen 
in der übrigen Welt verstärkt, was insbesondere in 
bezug auf den internationalen Preistrend gilt. In 
einigen dieser Länder beruhen die Projektionen auf 
einem Stabilitätsziel, das unabhängig von den in- 
ternationalen Tendenzen festgelegt und verkündet 
wird und notfalls Wechselkursänderungen zur Ver- 
teidigung der binnenwirtschaftlichen Zielsetzungen 
einschließt. In anderen Ländern hingegen wird die 
Zielsetzung für die Preisentwicklung vor allem im 
Verhältnis zu den Konkurrenz- oder Partnerländern 
gesehen, d. h. hauptsächlich unter dem Gesichts- 
punkt der Wettbewerbsfähigkeit. 

Die Aussichten für eine kompatible Entwicklung 
ohne Paritätsänderung hängen somit stark von der 
künftigen internationalen Preisentwicklung ab: 


Vergleichende Übersicht der Preissteigerungen 

(Angaben entsprechend den nationalen Projektionen in Jahresraten) 



D 

F 

I 

N 

B 

L 

Preisindex des 

1960 bis 1970 

3,4 

4,3 

4,4 

4,8 

3,4 

3,5 

Bruttozozialproduktes 

1970 bis 1975 

2,2 

3 

2,8 

4 

4 

2,5 

Preisindex des 

I960 bis 1970 

2,8 

4,1 

4 

4,2 

3,1 

2,6 

Privaten Verbrauchs 

1970 bis 1975 

1,9 

2,8 

2,5 

3,3 

3,7 

2,5 

1 


1) Bei den Zahlen für 1970 bis 1975 handelt es sich um Näherungswerte. Für Belgien dürfte die im Jahr 1971 er- 
folgende Einführung der Mehrwertsteuer eine autonome Erhöhung des Preisindexes des Sozialprodukts von 
rund 3,5 Vo zur Folge haben. 
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— falls die internationale Preisentwicklung künf- 
tig ruhiger verläuft, werden die Unterschiede 
zwischen den beiden für die Mitgliedsländer zur 
Wahl stehenden Lösungen — Anpassung oder 
Autonomie — erheblich abgeschwächt und die 
zwischen den Mitgliedsländern für die Preisent- 
wicklung zu erwartenden Unterschiede eher 
tolerierbar; 

— sollten hingegen die derzeitigen inflationisti- 
schen Tendenzen auf internationaler Ebene fort- 
dauern, so wird die unterschiedliche Verhaltens- 
weise sehr wahrscheinlich zu einer Unvereinbar- 
keit zwischen den einzelstaatlichen Wirtschafts- 
entwicklungen führen. 

41. Der direkte Vergleich der Indikatoren wie auch 
der Strategien, die sich im gegenwärtigen Stadium 
abzeichnen, läßt die Gefahr einer Inkompatibilität 
erkennen, über die man sich vor allem deshalb nicht 
hinwegtäuschen sollte, weil man berücksichtigen 
muß, daß bestimmte Hypothesen über die erwarte- 
ten Auswirkungen der einzelstaatlichen Wirtschafts- 
politik optimistisch sind. Unter diesem Gesichts- 
punkt scheinen die von den Mitgliedsländern er- 
stellten Projektionen an der Grenze der Inkompati- 
bilität zu liegen, was allerdings weniger für den Be- 
ginn der Projektionsperiode gilt (an dem sich noch 
die Auswirkungen der Paritätsänderungen bemerk- 
bar machen) als für deren Ende. 

Wegen des vielschichtigen Charakters der wirt- 
schaftlichen und monetären Beziehungen, von denen 
das außenwirtschaftliche Gleichgewicht abhängt, 
kann allerdings nicht gesagt werden, inwieweit und 
wann diese Unterschiede zu einer echten Inkompati- 
bilität führen. Das Auftauchen monetärer Spannun- 
gen kann durch konjunkturelle Phasenverschiebun- 
gen oder durch exogene Störungen verzögert oder 
beschleunigt werden. Bei einem labilen Gleichge- 
wicht kann indessen ein zufälliges Ereignis von se- 
kundärer Bedeutung ausreichen, um spekulative Be- 
wegungen auszulösen, die dann oft nur durch Maß- 
nahmen aufzufangen sind, welche die Verwirk- 
lichung der anderen Zielsetzungen beeinträchtigen. 

Die kompatiblen quantitativen Orientierungsdaten 

42. In Durchführung des Ratsbeschlusses vom 26. 
Januar 1970 sind globale Orientierungsdaten festzu- 
legen, mit deren Hilfe ein Raum mit einer besser 
gewährleisteten Kompatibilität geschaffen werden 

1“) Vgl. Memorandum der Kommission vom 15. Dezember 
1969 über die mittelfristigen Orientierungsdaten für 
die Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft (1971 bis 
75), Teil IV, und Bericht der „Sachverständigengruppe 
für mittelfristige wirtschaftliche Perspektiven". 

^^) Saldo des Waren- und Dienstleistungsverkehrs sowie 
der Faktoreinkommen entsprechend den internatio- 
nalen Definitionen. Dieser Posten gibt den Nettobe- 
trag der in das Ausland transferierten realen Ressour- 
cen an. 

Außenbeitrag mit Saldo der laufenden Übertragungen. 
Dieser Posten gibt den Nettobetrag der in das Aus- 
land übertragenen Ersparnis an. 

^^) Die Projektionen der Mitgliedsländer enthalten nur 
Angaben für das Endjahr 1975. 


j kann. Da sie als Anhaltspunkt und Richtschnur für 
I die wirtschaftspolitische Koordinierung dienen sol- 
i len, setzen sie die Einigung auf einen Mittelweg 
voraus, auf dem jeder die Ziele seiner Partner stär- 
ker berücksichtigt. 

Die nachstehend dargestellten Orientierungsdaten 
sind das Ergebnis einer Konfrontation der einzel- 
staatlichen Projektionen, die sich auf die Entwick- 
lung der Preise und des Außenbeitrags konzen- 
triert ^“). Sie sind als Größenordnungen zu interpre- 
tieren. 

4v3. Die quantitativen Perspektiven, die die Mit- 
gliedsländer für den jeweiligen Saldo ihrer außen- 
wirtschaftlichen Transaktionen vorgelegt haben, 
wurden als vorgegebene Größen angesehen: Sie 
geben den Nettobetrag der Verpflichtungen (für 
Übertragungen oder im Kapitalverkehr) an, die das 
Land in seinen außenwirtschaftlichen Beziehungen 
zu erfüllen und die es aus seinen realen Ressourcen 
zu decken hat. 

Der Außenbeitrag ist andererseits ein globaler 
Spannungsindikator, der aus dem Zusammenhang 
zwischen binnenwirtschaftlicher und außenwirt- 
schaftlicher Entwicklung hervorgeht. Seine Höhe im 
Mehrjahresdurchschnitt gibt daher sowohl den Ent- 
wicklungsstand als auch den Grad der Preisstabili- 
tät des Landes im Verhältnis zu den wichtigsten 
Handelspartnern an. 

Die Schätzungen für den Außenbeitrag und den 
Saldo der laufenden Rechnung ^^) werden an Hand 
der Projektionen der einzelnen Länder angestellt 
und in v. H. des Bruttosozialprodukts (zu jeweiligen 
Preisen) für den gesamten Zeitraum ^5) ausgedrückt: 

Orientierungsdaten für das außenwirtschaftliche 
Gleichgewicht 


Durchschnittliche Salden für den Zeitraum 
1971 bis 1975 in Vo des BSP 
zu jeweiligen Preisen 



Außenbeitrag 

Saldo der 
laufenden 
Rechnung 

Deutschland 

um 1,7 

um 0,2 

Frankreich .... 

um 1 

um 0,1 

Italien 

um 0,5 

um 0,8 

Niederlande 

um 1 

um 0,8 

Belgien 

um 0,5 

' um 0,1 

Luxemburg .... 

um 0,4 

um 0 

Gemeinschaft 

um 1 j 

1 1 

um 0,3 


44. Die Orientierungsdaten für die Preise sind 
Schlüsselgrößen für eine Wirtschaftspolitik, die An- 
spruch auf die Kompatibilität erheben will. Der In- 
dikator für die Preise hat zwangsläufig einen nor- 
mativen Charakter, wodurch die technischen Schwie- 
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rigkeiten seiner Vorausschätzung noch erhöht wer- 
den. Er muß jedoch auf alle Fälle Gegenstand eines 
Orientierungsdatums für die Gemeinschaft sein, das 
ihren internen Zielsetzungen und Möglichkeiten 
entspricht. Damit dieses Orientierungsdatum an- 
nehmbar und eine zweckdienliche Richtschnur für 
die Wirtschaftspolitik wird, muß es die unterschied- 
liche Lage in den einzelnen Ländern, die Trägheit 
der inflationistischen Verhaltensweisen sowie die 
Spannungen berücksichtigen, welche die Ausgangs- 
situation belasten und die nur schrittweise berei- 
nigt werden können. 

Es erscheint angemessen, für den Zeitraum 1971 
bis 1975 eine durchschnittliche jährliche Steigerung 
von 2,5 bis 3Vo zugrunde zu legen, die etwas unter 
der Hypothese für die internationale Preisentwick- 
lung liegt. Mit dieser Steigerungsrate bringt die Ge- 
meinschaft ihren Willen zum Ausdruck, eine Zone 
der Stabilität zu bilden. Die Rate ist realisierbar, 
wenn die Preisstabilität vor allem als entscheiden- 
der Faktor für eine sozial befriedigende und ökono- 
misch effiziente Expansion angesehen wird und 
wenn die Gemeinschaft und die Mitgliedsländer un- 
verzüglich die zur Erreichung dieses Ziels notwen- 
dige Politik betreiben. 

Die Gemeinschaft muß diesem Orientierungs- 
datum besondere Aufmerksamkeit schenken. Sollte 
die internationale Preissteigerungstendenz über der 
zugrunde gelegten Hypothese liegen, wird die Ge- 
meinschaft ihre Zielsetzungen energisch verteidi- 
gen, um eine Stabilitäts- und Wachstumszone zu 
bleiben. Wie das Memorandum der Kommission 
über die mittelfristigen Orientierungsdaten betont, 
„würde eine koordinierte Politik der Mäßigung der 
Preisentwicklung im Innern der Gemeinschaft we- 
gen des sehr hohen Gewichts der Sechs im Welt- 
handel einen beachtlichen Einfluß auf die internatio- 
nalen Preistrends selbst ausüben. Die Gemein- 
schaft sollte sich jedenfalls davor hüten, sich in Zu- 
kunft passiv an inflationistische Einflüsse aus dem 
Ausland anzupassen". 

Auf längere Sicht ist dieses gemeinschaftliche 
Orientierungsdatum geeignet, die Voraussetzun- 
gen für ein in allen Mitgliedstaaten gewünschtes 
ehrgeizigeres Stabilitätsziel zu schaffen. Ein solches 
Ziel muß bei den künftigen Überarbeitungen der 
quantitativen Orientierungsdaten in Betracht gezo- 
gen werden. Seine Glaubwürdigkeit hängt von den 
Fortschritten auf dem Wege zur Kompatibilität ab, 
die während der ersten Etappe des Vorhabens er- 
zielt werden. 


45. Die Harmonisierung der nationalen Preisten- 
denzen um dieses Orientierungsdatum für die Ge- 
meinschaft hat schrittweise zu erfolgen. Die Orien- 
tierungsdaten für die einzelnen Länder müssen ins- 
besondere der unterschiedlichen Größe der struktur- 
rellen Stabilitätshindernisse, dem durch die kürz- 
lichen Paritätsänderungen geschaffenen Spielraum 
und den Perspektiven für die unmittelbare Zukunft 
Rechnung tragen. 


Orientierungsdaten für die Preisentwicklung 

Durchschnittliche jährliche Zunahme in Prozent 
(1971 bis 1975) 


Land 

Entwicklung 

des 

allgemeinen 
Preis- 
niveaus ü 

Preisindex 
des privaten 
Verbrauchs 

Deutschland 

2,0 bis 2,5 

1,8 bis 2,3 

Frankreich .... 

2,5 bis 3,0 

2,3 bis 2,8 

Italien 

2,5 bis 3,0 

2,3 bis 2,8 

Niederlande . . . 

2,8 bis 3,3 

2,3 bis 2,8 

Belgien 

2,8 bis 3,3 

2,6 bis 3,1 

Luxemburg .... 

2,3 bis 2,8 

2,3 bis 2,8 

Gemeinschaft . . 

2,5 bis 3,0 

2,3 bis 2,8 


ü Impliziter Preisindex des Bruttosozialprodukts 

Diese Orientierungsdaten unterscheiden sich von 
den oben als Ausgangsbasis dargestellten nationa- 
len Projektionen, da versucht wird, die Extremwerte 
auf Sätze zurückzuführen, die näher an der Gemein- 
schaftsorientierung (2,5 Vo bis 3 Vo) liegen. Es ist 
wesentlich, daß die Relationen zwischen den für die 
einzelnen Länder genannten Entwicklungen erhalten 
bleiben. Das Verhältnis zwischen der Entwicklung 
in Frankreich und Deutschland wird in diesem Zu- 
sammenhang von besonderer Bedeutung sein. Die 
jüngsten Erfahrungen haben gezeigt, welch schwer- 
wiegende Folgen Divergenzen in der relativen Ent- 
wicklung der Preise dieser beiden Länder nach sich 
ziehen. 

46. Die gemeinschaftlichen Orientierungsdaten für 
die Preise dürften die mittelfristigen Beschäftigungs- 
und Wachstumsaussichten nicht nennenswert beein- 
flussen. Im Gegensatz zu Beobachtungen bei der 
Konjunkturentwicklung braucht eine bewußte Ver- 
ringerung des Inflationstrends weder zu einer Ver- 
minderung der Wachstumsrate noch zu einer Zu- 
nahme der Arbeitslosenquote zu führen, vorausge- 
setzt, daß die Wirtschaftspolitik sowohl auf Voll- 
auslastung der Produktionskapazitäten als auch auf 
Verringerung der für Inflation und Arbeitslosigkeit 
verantwortlichen Engpässe und Spannungszustände 
gerichtet ist. Die Erfahrung zeigt, daß die Geldillu- 
sion keineswegs zur Verbesserung des Wachstums 
beiträgt, sondern lediglich zu unerwünschten Um- 
verteilungen führt. 

Beim derzeitigen Stand der Vorausschätzungs- 
methoden müssen die gemeinschaftlichen Orientie- 
rungsdaten für die Wachstumsrate des realen 
Bruttosozialprodukts vom Wachstumstrend der Pro- 
duktionskapazität ausgehen, der gegebenenfalls zu 
korrigieren ist, um Änderungen in der Entwicklung 
der Erwerbsbevölkerung und Arbeitszeit zu berück- 
sichtigen 

Die Verkürzung der Arbeitszeit dürfte je nach Land 

durchschnittlich 0,5 bis 1 °/o betragen. 
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Die Verwirklichung der projizierten gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstumsraten hängt von den effek- 
tiven Produktivitätsfortschritten und der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze ab. Sie schließt Strukturände- 
rungen ein, die durch entsprechende flankierende 
Maßnahmen unterstützt werden müssen. 

Orientierungsdaten für das Wachstum 

Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten für den 
Zeitraum 1971 bis 1975 


Land 

Reales 

Bruttosozial- 

produkt 

Zur Information: 
BSP 

je Erwerbs- 
tätigen *) 

Deutschland 

4,3 bis 4,8 

4,3 bis 4,8 

Frankreich 

5,5 bis 6,0 

4,6 bis 5,1 

Italien 

5,7 bis 6,2 ! 

5,0 bis 5,5 

Niederlande 

4,5 bis 5,0 

3,8 bis 4,3 

Belgien . . . . ' 

4,3 bis 4,8 

3,6 bis 4,1 

Luxemburg . j 

3,0 bis 3,5 

2,6 bis 3,1 

Gemeinschaft 

5,0 bis 5,5 

4,5 bis 5,0 


Ü Die Margen für die Wachstumsraten ergeben sich aus 
der Ungewißheit über die Entwicklung der Produktivi- 
tät und der Beschäftigung. Der langfristige Produktivi- 
tälstrend (Sozialprodukt je Erwerbstätigen) wird als 
Anhaltspunkt angegeben; die voraussichtliche Beschäf- 
tigungsentwicklung ist in der Tabelle auf Seite 16 dar- 
gestellt. 

“] Diese relativ hohe Zuwachsrate beruht zu einem gro- 
ßen Teil auf der schnellen Produktivitätssteigerung in 
der Landwirtschaft, die sich aus der starken Abwan- 
derung der landwirtschaftlichen Bevölkerung ergibt. 

*) Langfristige Tendenz. 


serer Volkswirtschaften zunimmt. In bezug auf diese 
Ursache kann eine Anregung der Gesamtnachfrage 
keine Abhilfe schaffen. Sie würde das Problem nur 
vorübergehend verschleiern. Derartige Faktoren er- 
fordern vielmehr in verstärktem Maße Struktur- 
maßnahmen zur Verbesserung der beruflichen Qua- 
lifikation und Erleichterung des regionalen und sek- 
toralen Ausgleichs zwischen Angebot und Nach- 
frage von Arbeitskräften. 

Demnach sind die unten angegebenen Indikatoren 
für die Beschäftigung weder als Ziele noch als 
Schwellenwerte zu betrachten. Sie geben den Be- 
schäftigungsstand an, der einer befriedigenden wirt- 
schaftlichen Aktivität unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen Möglichkeiten für eine Anpassung 
der Arbeitskräftereserven an die Produktionsstruk- 
turen entspricht. Mittelfristig ist die Höhe des Be- 
schäftigungsindikators in der Tat weit weniger das 
Ergebnis etwaiger Änderungen der Zuwachsraten 
von Sozialprodukt und Preisentwicklung als der Be- 
gleitumstände dieser Anpassung. Diese Bedingun- 
gen müßten verbessert werden, um ein annehm- 
bareres Beschäftigungsniveau zu erreichen. 

Arbeitslosenquote in v. H. der Erwerbs- 
bevölkerung*) 

Durchschnittliche Größenordnung für den 
Zeitraum 1971 bis 1975 


, Deutschland 
I Frankreich 
Italien .... 
Niederlande 

I 

I Belgien 
I Luxemburg 


1,5 

3 

1,3 

1,7 

keine nennenswerte 
Arbeitslosigkeit 


Die auf nationaler Ebene projizierten Wachstums- 
raten entsprechen in den meisten Fällen den ange- 
gebenen Orientierungsdaten. Die Ziele für Belgien 
und Luxemburg liegen allerdings an der oberen 
Grenze der jeweiligen Spanne und setzen somit 
einen schnelleren Strukturwandel als bisher voraus. 


*) Diese Definition der Arbeitslosigkeit ist in Deutsch- 
land und den Niederlanden nicht gebräuchlich. In die- 
sen beiden Ländern wird die Arbeitslosenquoie nor- 
malerweise in V. H. der abhängigen Erwerbspersonen 
dargestellt. 


47. Probleme der Arbeitslosigkeit stellen sich in 
den einzelnen Mitgliedsländern auf verschiedene 
Weise und mit unterschiedlicher Intensität. In Ver- 
bindung mit den Orientierungsdaten müssen beson- 
dere Maßnahmen zur Beseitigung der eigentlichen 
Ursachen der Arbeitslosigkeit getroffen werden. 

Zu diesen Ursachen gehören einerseits konjunk- 
turelle Faktoren, die mit einer unzureichenden ge- 
samtwirtschaftlichen Aktivität Zusammenhängen. 
Die Globalsteuerung ist daher so auszurichten, daß 
unter Wahrung der grundlegenden Gleichgewichte 
der Volkswirtschaft das höchstmögliche Beschäfti- 
gungsniveau gesichert wird. 

Die Arbeitslosigkeit in der Gemeinschaft dürfte 
jedoch hauptsächlich auf strukturellen Faktoren be- 
ruhen, deren Gewicht übrigens mit der Schnellig- 
keit des wachstumsbedingten Strukturwandels un- 


Bei der Interpretation dieser Zahlen ist zu berück- 
sichtigen, daß noch Ungewißheit über die künftigen 
Maßnahmen und ihre Auswirkungen herrscht. We- 
gen der komplexen Situation auf dem Arbeitsmarkt 
und der Heterogenität der Statistiken können diese 
Zahlen zudem nicht unbedingt für Vergleiche zwi- 
schen den Ländern verwendet werden. 

Sie bringen jedoch die Unterschiede in der Be- 
schäftigungslage der einzelnen Mitgliedstaaten zum 
Ausdruck. Außerdem zeigen sie, wie wichtig die 
Beschäftigungsprobleme in der Gemeinschaft in den 
nächsten .fahren sein werden. Sie müssen ein klarer 
Ansporn für die Intensivierung einer adäquaten 
Strukturpolitik auf einzelstaatlicher und gemein- 
schaftlicher Ebene sein. Die entsprechenden struk- 
turpolitischen Maßnahmen müssen um so schneller 
in die Wege geleitet werden, als nicht sofort Ergeb- 
nisse zu erwarten sind. 
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D. Sdilußfolgerungen 

48. Das mit der Zielsetzung der Kompatibilität auf- 
geworfene Hauptproblem betrifft die Preisentwick- 
lung. Obwohl die Stabilität der Preise in allen Mit- 
gliedsländern ein wichtiges Ziel ist, hängen die 
Möglichkeiten für ihre Realisierung doch von einer 
Reihe von Faktoren ab. 

Es handelt sich in erster Linie darum, den Erfolg 
der Globalsteuerung und der Politik zur Lösung be- 
stimmter Strukturprobleme durch eine Förderung 
der unerläßlichen Anpassungen zu gewährleisten. 
Gewisse Mitgliedsländer müssen mittelfristig ein- 
deutig denjenigen wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men Priorität einräumen, die am ehesten die für In- 
flation und Arbeitslosigkeit verantwortlichen Span- 
nungen und Engpässe zu beseitigen vermögen. 

Die Verwirklichung des Ziels der Kompatibilität 
hängt ferner von der Situation in der übrigen Welt 
ab, von der inflationäre Impulse ausgehen können. 
Die internationalen Preissteigerungstendenzen 
könnten unter Umständen die Gefahr inkompatibler 
Entwicklungen innerhalb der Gemeinschaft vergrö- 
ßern, wäre diese nicht bestrebt, ihre Autonomie zu 
betonen und sich diesen Tendenzen nicht lediglich 
anzupassen. Wenn die Gemeinschaft sich zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion entwickeln will, 
dann hat sie für eine Preisentwicklung im Innern 
zu sorgen, die im wesentlichen den von ihr selbst 
gesteckten Zielen entspricht. Auf diese Weise 
könnte sie sich gegebenenfalls von den internatio- 
nalen Tendenzen absetzen und jedenfalls dämpfend 
auf sie einwirken. So schwierig eine derartige 
Orientierung für ein einzelnes Land auch zu befol- 
gen sein mag, so überzeugend ist sie doch für die 
Gemeinschaft als Ganzes. 

Die Bedeutung einer derartigen Orientierung 
wird in allen Mitgliedsländern anerkannt. Sie kann 
jedoch nur dann Erfolg haben, wenn das gemein- 
same Stabilitätsziel realistisch quantifiziert wird, 
d. h. wenn es mit den Zielen für das Wachstum und 
die Beschäftigung kohärent bleibt und die struktu- 
rellen und konjunkturellen Bedingungen eines je- 
den Landes berücksichtigt. 

Damit die Wirtschaftspolitik dieses Ziel erreichen 
kann, müssen die Mitgliedstaaten nicht nur die für 
jedes Land erforderlichen Maßnahmen akzeptieren, 
sondern auch die spezifische Situation ihrer Partner 
berücksichtigen. Eine ausgewogene Entwicklung der 
Gemeinschaft kann nur das Ergebnis eines engstens 
abgestimmten gemeinsamen Vorgehens sein. 

49. In allen Mitgliedsländern steht die notwendige 
Fortentwicklung der Globalsteuerung und der Struk- 
turpolitik für die nächsten Jahre noch zur Diskus- 
sion. Um den dargelegten Orientierungsdaten Rech- 
nung zu tragen, beabsichtigen die Mitgliedstaaten, 
bis zur Fertigstellung fhrer endgültigen Pläne oder 
Programme für die Periode 1971 bis 1975 die erfor- 
derlichen Änderungen ihrer Ziele und Politiken vor- 
zunehmen. 

Die Beachtung der kompatiblen Orientierungs- 
daten wird sicherlich nicht immer leicht sein. Die 
Erfolgsaussichten hängen zunächst von der künfti- 


gen Wirtschaftspolitik ab, für die im folgenden Ka- 
pitel Leitlinien vorgeschlagen werden. Sie hängen 
ferner von der Ausarbeitung geeigneter institutio- 
neller Verfahren ab. Die Erfolgsaussichten werden 
jedoch vor allem von dem politischen Willen be- 
stimmt werden, der um so wirkungsvoller sein wird, 
je mehr er sich auf die Öffentlichkeit und die Mit- 
wirkung der Sozialpartner an dem künftigen Werk 
stützen kann. 

KAPITEL III 

Leitlinen für die Wirtschaftspolitik 

50. Um die Risiken zu verringern, die den Weg 
zur Wirtschafts- und Währungsunion säumen und 
um die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft der Ge- 
meinschaft zu erhöhen, muß sich die von den mittel- 
fristigen Orientierungsdaten geleitete Wirtschafts- 
politik in eine konzertierte Gesamtstrategie einord- 
nen, die auf zwei komplementären Teilen beruht; 
der Steuerung der Gesamtnachfrage und der Aus- 
richtung der Strukturpolitik. 

51. Die Gesamtnachfrage muß mittelfristig so ge- 
steuert werden, daß ihre Ausweitung den tatsäch- 
lichen Entwicklungsmöglichkeiten des Produktions- 
apparates angepaßt wird: Nur so können mühsame 
Anpassungsmaßnahmen vermieden und die Konti- 
nuität der langfristigen Politik gewährleistet wer- 
den, was insbesondere die Deckung der Kollektiv- 
bedürfnisse betrifft. Die Politik der Globalsteuerung 
muß der speziellen Rolle der verschiedenen Be- 
standteile der Nachfrage Rechnung tragen, und zwar 
vor allem der Auslandsnachfrage — eines starken 
Modernisierungsfaktors für den Produktionsappa- 
rat — und der öffentlichen Ausgaben, die ein wich- 
tiges Instrument für die Verwirklichung der sozialen 
Ziele darstellen. 

Die Strukturpolitik muß folgenden Aufgaben ge- 
recht werden: 

— die Ausrichtung der Produktivkräfte auf die- 
jenigen Tätigkeiten erleichtern oder anregen, 
die der voraussichtlichen Nachfrageentwicklung 
am besten entsprechen, namentlich durch Förde- 
rung der Initiativ- und Innovationskräfte; 

— ' die Starrheiten oder Disparitäten zu verringern, 
wobei entsprechend den Solidaritätsgrundsätzen, 
die jeder modernen Gesellschaft zugrunde lie- 
gen, die Kosten der Umstellung für den einzel- 
nen zu vermindern sind. 

52. In der gegenwärtigen Phase der Errichtung der 
Gemeinschaft bleiben die wesentlichen Maßnahmen 
zur Durchsetzung dieser globalen und strukturellen 
Leitlinien im Rahmen einer gegenseitigen Kompati- 
bilität Angelegenheit der Mitgliedsländer. Die Vor- 
aussetzungen für eine wirksame Koordinierung der 
Gesamtpolitik müssen allerdings auf der Ebene der 
Gemeinschaft geschaffen werden, und es ist auch 
diese Ebene, die für bestimmte strukturpolitische 
Maßnahmen den richtigen Anwendungsbereich und 
echte Erfolgsaussichten schafft. 
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A. Leitlinien für die einzelnen Länder 

53. In allen Mitgliedsländern ist die Ausarbeitung 
von Programmen bzw. mittelfristigen Plänen für 
den Zeitraum 1971 bis 75 im Gange; sie erfolgt zwar 
häufig nach unterschiedlichen Methoden, steht aber 
im Zeichen des gemeinsamen Strebens, die wirh 
schaftliche Entwicklung im Interesse der Kollektiv- 
und Einzelbedürfnisse besser zu beherrschen. 

Um auf diesem Wege Fortschritte zu erzielen, muß 
die Wirtschaftspolitik in den Mitgliedsländern die 
Erfordernisse der inneren Entwicklung mit denen 
eines größeren Zusammenhaltes in der Gemein- 
schaft in Einklang bringen. 

Eine erste Voraussetzung hierfür ist eine wider- 
spruchsfreie Steuerung der Gesamtnachfrage. 

Gleichzeitig machen die auf allen Gebieten zu 
verwirklichenden Veränderungen tiefgreifende 
Strukturmaßnahmen notwendig, die an die globalen 
Orientierungsdaten anknüpfen. Wenn auch die Pro- 
bleme in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
dringend sind, so sind sie doch vielfach gleichartig: 
die vorrangigen Maßnahmen sollen sich überall auf 
die Beschäftigungspolitik, die Regionalpolitik, die 
Steuerreform und die öffentlichen Aufgaben erstrek- 
ken. Es ist wichtig, daß die Entscheidungen auf die- 
sen Gebieten die Erfordernisse und Möglichkeiten 
der Gemeinschaft soweit wie möglich berücksichti- 
gen. Die nachstehenden Leitlinien für die einzelnen 
Mitgliedsländer sind in dieser Sicht zu sehen. 

Deutschland 

54. Bei der anhaltenden Expansion der deutschen 
Wirtschaft spielten die außenwirtschaftlichen Be- 
ziehungen eine entscheidende Rolle. Das Wachstum 
wurde im Rahmen einer Preisentwicklung realisiert, 
die, ohne dem internen Stabilitätsziel vollauf zu 
entsprechen, nichtsdestoweniger unter den in an- 
deren Ländern vorherrschenden Tendenzen lag. Eine 
schwache Zunahme der Erwerbsbevölkerung erleich- 
terte die tendenzielle Durchsetzung der Vollbeschäf- 
tigung und erforderte schließlich eine ziemlich 
starke Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte. 
Eine relativ große Mobilität der Arbeitskräfte er- 
leichterte den Strukturwandel. 

Die Strukturen, die Verhaltensweisen und die 
eingeschlagene Politik führten zu einer starken Ab- 
weichung vom internationalen Preistrend. Diese Ab- 
weichung begünstigte die Entstehung hoher Außen- 
beiträge und bewirkte zeitweilig einen Inflations- 
import; um diese Störungen auszuschalten und ins- 
besondere das Ziel der internen Stabilität zu ver- 
teidigen, wurde eine „defensive" Währungs- und 
Haushaltspolitik betrieben. Die Aufwertung im 
Jahre 1969 verhinderte jedoch nicht, daß Preisspan- 
nungen fortbestehen; die — noch akuten — Auswir- 
kungen des Inflationsdrucks belasten die kurzfristi- 
gen Perspektiven mit Unsicherheit. 

55. Die Stagnation des Beschäftigungsniveaus als 
Ergebnis der demographischen Tendenzen hält die 
Wachstumsmöglichkeiten der nächsten Jahre in re- 
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lativ engen Grenzen. Angesichts der erhöhten Inter- 
dependenz des Landes mit seinen Partnern inner- 
halb der Gemeinschaft wird eines der zentralen Pro- 
bleme der mittelfristigen Wirtschaftspolitik darin 
bestehen, die Zielsetzung der Preisstabilität mit der 
Zielsetzung eines angemessenen Außenbeitrags in 
Einklang zu bringen. Das Stabilitätsziel muß das 
empfindliche Stabilitätsbewußtsein der Öffentlich- 
keit berücksichtigen und sich an den gesetzlichen 
Verpflichtungen ausrichten. Der angestrebte Außen- 
beitrag soll die Finanzierung der überschaubaren 
Verpflichtungen und der Ziele im Kapitalexport er- 
möglichen. Es muß aber über eine angemessene In- 
landsnachfrage vermieden werden, daß ein höherer 
Außenbeitrag zu übermäßigen Kapitalexporten 
zwingt. 

a) Verbesserung der 
Globalsteuerung 

56. Die Konjunkturpolitik muß in Zukunft noch 
stärker als bisher am mittelfristigen Trend orientiert 
werden. Dazu ist — abgestimmt mit entsprechenden 
Aktionen auf Gemeinschaftebene — - notwendig: 

— das statistische Informationsmaterial sachlich 
und zeitlich zu verbessern und die Prognose- 
und Projektionsmethoden zu verfeinern; 

— tolerable Schwankungsmargen für die kurzfri- 
stige Entwicklung festzulegen; 

— das System der Frühindikatoren (Auftragsein- 
gänge, Auftragsbestände, Lieferfristen, offene 
Stellen) auszubauen. 

57. Im Bereich der Finanzpolitik sollte die kon- 
junkturpolitische Flexibilität erhöht werden: 

• — die Planung der öffentlichen Haushalte sollte 
sich stärker am mittelfristigen Wadistumstrend 
des Produktionspotentials ausrichten und zum 
Ausgleich konjunktureller Schwankungen „Even- 
tualhaushalte" vorsehen; insbesondere könnten 
in den mittelfristigen Investitionsprogrammen 
flexible Spitzen eingeplant werden; 

— die Steuerpolitik sollte stärker für eine antizyk- 
lische Finanzpolitik herangezogen werden, um 
ein längeres Nachhinken bei der Erfüllung öf- 
fentlicher Aufgaben und um strukturelle Ver- 
zerrungen in der wirtschaftlichen Entwicklung 
zu vermeiden. 

58. Die Einkommenspolitik muß die zur vollen 
Nutzung der Wachstumsmöglichkeiten notwendige 
Entwicklung der Verbrauchsnachfrage gewährlei- 
sten und gleichzeitig die Zuwachsrate des privaten 
Konsums in den stabilitätsbedingten Grenzen hal- 
ten. Dazu ist es angebracht, daß 

— eine größere Gleichmäßigkeit der Einkommens- 
entwicklung angestrebt wird, damit bei der 
Lohnentwicklung Verzögerungen vermieden 
werden, die zu Nachholprozessen führen und da- 
durch zusätzliche Preissteigerungen auslösen; 

— der Staat die ökonomischen und gesellschafts- 
politischen Bedingungen schafft, die den Tarif- 
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Partnern für ihre autonomen Entscheidungen 
einen Rahmen bieten; 

— durch eine aktive Vermögenspolitik die Arbeit- 
nehmer verstärkt am Zuwachs des privaten und 
öffentlichen Produktivvermögens beteiligt wer- 
den. 


b) Förderung von Wachstum 
und Strukturwandel 

59. Eine Aktivierung der Beschäftigungspolitik er- 
fordert insbesondere 

— eine dem Wandel der Technik und der Nach- 
fragestruktur angepaßte Verbreiterung der Be- 
rufsausbildung; 

— eine intensive Förderung von Fortbildung und 
Umschulung, nicüt nur der inländischen, sondern 
auch der ausländischen Arbeitnehmer. 

60. Die Förderung der industriellen Entwicklung 
und die sektorale Strukturpolitik sollten sich auf 
folgende Schwerpunkte konzentrieren: 

— Stärkung des wirksamen Wettbewerbs; einer- 
seits sollen bessere Kooperationsmöglichkeiten 
für die kleinen und mittleren Unternehmen ge- 
schaffen werden, andererseits der Mißbrauch 
wirtschaftlicher Macht verhindert und die den 
Wettbewerb bedrohende Konzentration kontrol- 
liert werden; 

• — allgemeine finanzielle Anreize für neue Techno- 
logien und Innovationen; 

— gezielte Förderung besonders wichtiger Schlüs- 
selbereiche der gesamtwirtschaftlichen und tech- 
nischen Entwicklung wie Kernenergie, Luft- und 
Raumfahrt, elektronische Datenverarbeitung; 

— zeitlich begrenzte und degressive sektorale Bei- 
hilfen, soweit diese zur Umstellung stagnieren- 
der Sektoren überhaupt notwendig sind und den 
Wettbewerb nicht beeinträchtigen; 

— Stärkung der Leistungsfähigkeit von Klein- und 
Mittelbetrieben, 

insbesondere durch staatlich geförderte Be- 
triebsberatung und 

Managementschulung, Gemeinschaftsforschung 
und Beteiligungsfinanzierung. 

61. Die regionale Wirtschaftsförderung muß fol- 
gende Verbesserungen anstreben: 

— die Zahl der Entwicklungsregionen sollte nicht 
mehr ausgeweitet werden, 

— die verfügbaren Mittel sollten auf Schwerpunkte 
mit starker Ausstrahlungskraft konzentriert wer- 
den. 

In engem Zusammenhang mit der Regionalpolitik 
muß eine Agrarstrukturpolitik stehen, die nicht nur 
auf eine bessere Leistungsfähigkeit entwicklungs- 
fähiger Betriebe, sondern auch darauf abzielen 
sollte, die Aufgabe unrentabler Betriebe durch in- 
tensivere sozialpolitische Maßnahmen zu fördern. 


Zugleich müssen genügend Arbeitsplätze in außer- 
landwirtschaftlichen Bereichen bereitgestellt wer- 
den. 

62. Die mittelfristige Finanzplanung muß den not- 
wendigen Ausbau der wirtschaftlichen und sozialen 
Infrastruktur gewährleisten. Angesichts des Nach- 
holbedarfs an öffentlichen Leistungen und Investi- 
tionen müssen die öffentlichen Ausgaben vorrangig 
für folgende Aufgaben verwandt werden: 

— Ausbau des Bildungswesens, 

— verstärkter Umweltschutz und Krankenhäuser, 

— Wohnungsbau und Verkehrswege. 

Zur Finanzierung dieser Aufgaben werden beson- 
dere Anstrengungen zur Begrenzung des privaten 
Verbrauchs und zur Förderung der Ersparnisbildung 
breiter Schichten erforderlich. Soweit dies nicht aus- 
reicht, wird über geeignete Maßnahmen auf der Ein- 
nahme- oder Ausgabenseite eine preisneutrale Fi- 
nanzierung anzustreben sein. 

Frankreich 

63. Die französische Wirtschaft, die sich in einem 
ziemlich dirigistischen System innerhalb der Franc- 
Zone verhältnismäßig isoliert entwickelte, hat sich 
seit 1958 nach und nach den von außen kommenden 
Impulsen geöffnet. Der Gemeinsame Markt, der zu 
Wettbewerbs- und Wandlungsproblemen führte, hat 
die Art des Wachstums in Frankreich einschneidend 
und günstig beeinflußt. Trotz verschiedener Nach- 
teile, die insbesondere auf dem verhältnismäßig 
niedrigen Anteil der Personen im erwerbsfähigen 
Alter beruhten, war die gesamtwirtschaftliche 
Wachstumsrate hoch. Die Anpassungen an den in- 

‘ ternationalen Wettbewerb, die letztlich mit den Er- 
fordernissen der Modernisierung zusammenfallen, 
.machten grundlegende strukturelle Wandlungen 
notwendig, die in der realisierten hohen Produktivi- 

j tätssteigerung zum Ausdruck kamen. Die in den 
letzten Jahren insbesondere auf dem Gebiet der 
Außenwirtschaft und der Preisentwicklung gemach- 
ten Erfahrungen zeugen jedoch auch für das Fortbe- 
stehen gewisser Schwächen im Produktionsapparat 
und seinen Umweltbedingungen. 

64. Die Erweiterung der volkswirtschaftlichen 
Grundlagen muß daher im Vordergrund einer Stra- 
tegie für die nächsten Jahre stehen. Das Ziel der 
Entwicklung stützt sich sowohl auf eine in erheb- 
lichem Umfang durch die Auslandsnachfrage getra- 
gene Nachfrageexpansion als auch auf eine volle 
Ausnutzung der Wachstumsmöglichkeiten, was die 
Fortsetzung der Industrialisierungsbemühungen 
voraussetzt. Diese Entwicklungspolitik muß bei sta- 
bilen Preisen verwirklicht werden, die die Voraus- 
setzung für eine bessere Allokation der Produk- 
tionsfaktoren, für eine gerechtere Einkommensver- 
teilung und für die ständigen Bemühungen um die 
Überwindung „veralteter" Strukturen und Verhal- 
tensweisen sind. Aus diesem Grunde beabsichtigt 
die französische Regierung, Frankreich zu einer 
„Zone der gemäßigten Preise" zu machen. Die durch 
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die kürzlichen Paritätsänderungen gewonnene Wett- 
bewerbsfähigkeit soll nicht etwa ausgehöhlt, son- 
dern in den nächsten Jahren bewahrt werden. Dies 
ist die Voraussetzung dafür, daß der VI. Plan das 
scheinbare Dilemma zwischen Wachstum und Stabi- 
lität überwinden und das Wachstumsziel mit dem 
der Wettbewerbsfähigkeit in Einklang bringen 
kann. 


a) Verbesserung der 
Globalsteuerung 

65. Eine mittelfristige Steuerung der Gesamtnach- 
frage ist nötig, um zu größerer konjunktureller Ste- 
tigkeit des Wachstums zu gelangen, die ihrerseits 
eine grundlegende Voraussetzung für Vollbeschäf- 
tigung und eine Vorkehrung gegen das Auftreten 
inflationärer Spannungen ist. 

Folgende Leitlinien wären zu befolgen: 

— Die Steuerung der Gesamtnachfrage sollte der 
außenwirtschaftlichen Öffnung ihrer Rolle als 
Wachstumskraft sichern; 

— die Anteile der staatlichen und der privaten 
Nachfrage an der Gesamtnachfrage sollen sich 
aus längerfristigen, abgewogenen Entscheidun- 
gen und nicht aufgrund von inflationären An- 
passungsprozessen ergeben; 

— das Gleichgewicht zwischen Investitionen und 
Ersparnisbildung verlangt, bei Berücksichtigung 
der bedeutenden Aufwendungen für produktive 
Investitionen und Wohnungsbau, daß die Öffent- 
liche Hand ihr finanzielles Gleichgewicht sicher- 
stellt; 

— - die Sparneigung der privaten Haushalte wird 
durch eine nachhaltige Ausrichtung auf die Preis- 
Stabilität wesentlich angeregt werden; die Er- 
reichung dieses Zieles könnte erleichtert wer- 
den durch die Entwicklung einer Politik zur brei- 
teren Streuung des Sparens; 

— die Konjunkturpolitik wird stärker den mittel- 
fristigen Orientierungen Rechnung tragen müs- 
sen; zu diesem Zweck ist es insbesondere wich- 
tig, Anhaltspunkte für den möglichen zeitlichen 
Ablauf und Indikatoren zu erarbeiten, die es 
erlauben, die Verwirklichung der Planziele zu 
überwachen. 

66. Die Politik der öffentlichen Finanzen sollte auf 
der Grundlage dieser Leitlinien insbesondere fol- 
gende Ziele anstreben: 

— die Einfügung der jährlichen Budgetentscheidun- 
gen in die mittelfristigen Perspektiven, damit 
echte Entscheidungen über das Gleichgewicht, 
die Struktur und das Wachstum der staatlichen 
Ausgaben getroffen werden können; 

— unter Berücksichtigung der bereits hohen fiska- 
lischen und parafiskalischen Abgaben wäre es 
angebracht, mittelfristig ein Wachstum der Aus- 
gaben der öffentlichen Verwaltungen anzusteu- 
ern, das nicht über dem des nominalen Brutto- 
sozialprodukts liegt; 


— eine Änderung der Struktur der öffentlichen 
Ausgaben zugunsten der staatlichen Investitio- 
nen. Die Kompatibilität zwischen diesem Ziel 
und dem des Haushaltsausgleichs macht es je- 
doch erforderlich, das Gewicht der Subventionen 
durch eine angemessene Strukturpolitik zu ver- 
mindern; 

— eine schrittweise Verringerung des Gewichts der 
indirekten Besteuerung, um deren Auswirkun- 
gen auf die Preise zu mindern und um der Steuer- 
harmonisierung in der Gemeinschaft näherzu- 
kommen. Diese Verringerung wirft das Problem 
einer gerechteren Besteuerung durch die Fort- 
entwicklung der Einkommensteuer auf. 


b) Förderung von Wachstum 
und Strukturwandel 

67. Auf strukturellem Gebiet sollte denjenigen 
Maßnahmen Vorrang eingeräumt werden, mit deren 
Hilfe man zu einer kohärenten und stärker fort- 
schrittsbezogenen Gesellschaft gelangen kann. 

68. Besondere Bedeutung müßte der Beschäfti- 
gungspolitik, der Berufsausbildung sowie der Woh- 
nungsbaupolitik zugemessen werden, damit eines 
der wesentlichen Hindernisse für die Freizügigkeit 
der Menschen beseitigt und eine Verbesserung der 
Wohlfahrt erzielt wird. 

69. Die Verstärkung des Produktionsapparates hat 
auf folgende Maßnahmen aufzubauen: 

— Die Entwicklung einer Preis- und Wettbewerbs- 
politik ist nicht nur notwendig, um das gesamt- 
wirtschaftliche Gleichgewicht zu erhalten, son- 
dern auch um die notwendigen Anpassungen der 
Strukturen und Verhaltensweisen zu fördern und 
eine bessere Verteilung der Produktionsfaktoren 
und der Einkommen zu ermöglichen. Diese Poli- 
tik muß besonders auf die dem Wettbewerb 
noch unzureichend ausgesetzten Unternehmens- 
bereiche ausgerichtet werden. Wichtig ist auch, 
daß der Verbraucher, der mehr von den Produk- 
tivitätsfortschritten in Form relativer Preissen- 
kungen profitieren soll, über bessere Informa- 
tionen verfügt. 

— Die Anpassung der Unternehmen an die Markt- 
bedingungen muß angeregt werden, insbeson- 
dere bei den kleinen und mittleren Unterneh- 
men sowie bei den staatlichen Betrieben, deren 
Leitung ein größeres Maß an Autonomie erhal- 
ten sollte. 

— Die Modernisierung der Agrarstruktur ist zu 
beschleunigen und auf eine aktive Regionalpoli- 
tik zu stützen. 

— Die Möglichkeiten zu wissenschaftlichen und 
technologischen Neuerungen sind durch eine For- 
schungspolitik zu fördern, die der industriellen 
Anwendung einen größeren Raum gibt. 

• — die Finanzierungsmöglichkeiten der Unterneh- 
men müssen durch den Abbau der Schranken 
zwischen den Finanzierungsströmen, ein besse- 
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res Zinsgefüge und gleichmäßigere Zugangsmög- 
lichkeiten zu den Kapitalmärkten verbessert 
werden. 

Die auf diesen Gebieten zu ergreifenden Maßnah- 
men stehen offensichtlich in enger Beziehung zu 
entsprechenden Maßnahmen auf Gemeinschafts- 
ebene und werden nur in dem Maße Erfolg haben, 
in dem die Dimension der Gemeinschaft als Bezugs- 
rahmen berücksichtigt wird. 

70. Beim Ausbau der öffentlichen Funktionen muß 
den Investitionen Priorität eingeräumt werden, die 
die Anpassung der Menschen und der Unternehmen 
an die Erfordernisse der sektoralen Wandlungen 
und eines räumlichen Gleichgewichts erleichtern: 

— Erziehung und Berufsausbildung, 

— Straßenbau, 

— Fernmeldewesen und Städtebau. 

Ferner werden das Bevölkerungswachstum und 
der zunehmende Strukturwandel ehrgeizige Zielset- 
zungen für die Wohnungsbaupolitik erfordern. 

71. Eine bessere räumliche Aufgliederung der 
Wirtschaftstätigkeit ist die wesentliche Bedingung 
für die Wohlfahrt der Bevölkerung, die nicht nur 
am Wachstum zu messen ist. 

Die grundlegenden Ausrichtungen der Regional- 
politik wären: 

— Streben nach einem besseren Gleichgewicht zwi- 
schen Paris und der Provinz, insbesondere durch 
die Förderung regionaler „Gleichgewichtszen- 
tren" ; 

— Sicherstellung einer stärkeren Entwicklung der 
West- und Südwestregionen; 

— Fortführung der Umstellungsmaßnahmen in den 
im Niedergang befindlichen Regionen; 

— Verbesserung und Erschließung der ländlichen 
Gebiete. 

Es würden bessere Ergebnisse erzielt, wenn die 
verfügbaren Mittel auf eine bestimmte Anzahl von 
Schwerpunkten umgruppiert würden, die geeignet 
sind, die ökonomische Basis des Landes zu erwei- 
tern. 

Italien 

72. Italien hat ein äußerst schnelles, mit einschnei- 
denden strukturellen Wandlungen verbundenes 
Wachstum erzielt. Die Elastizität seines Produk- 
tionsapparates und eine bedeutende Reserve an Ar- 
beitskräften ermöglichten es ihm, aus der Integra- 
tion des gemeinschaftlichen Marktes und der inter- 
nationalen Arbeitsteilung in großem Maße Nutzen 
zu ziehen und eine bemerkenswerte Leistung auf 
dem Gebiet der Industrialisierung zu vollbringen. 
Der Abstand des Volkseinkommens je Einwohner 
gegenüber dem Durchschnitt der Gemeinschaft 
konnte teilweise vermindert werden. 

Dieser Wandel steht im Gegensatz zu den nach 
wie vor ernsten regionalen Problemen des Landes. 


j Trotz der unternommenen Anstrengungen blieb der 
I relative Einkommensunterschied zwischen Nord und 
Süd praktisch unverändert, während die Auswande- 
' rung zunahm. Ferner werden die nötigen Verände- 
: rungen im ganzen Land in immer stärkerem Maße 
' vom Rückstand der öffentlichen Investitionen beein- 
, trächtigt. 

i Da der dynamischen Auslandsnachfrage eine ge- 
mäßigte Entwicklung der inländischen Nachfrage 
gegenüberstand, haben die Ausfuhrüberschüsse in 
1 laufender Rechnung ein im Verhältnis zum inlän- 
; dischen Bedarf und zur relativen Situation des Lan- 
I des sehr hohes Niveau erreicht. 

i 

73. Das Jahr 1970, gekennzeichnet durch die Lohn- 
I anpassung vom Herbst 1969, wird wahrscheinlich 
; eine starke Steigerung des privaten Verbrauchs und 
I der Preise sowie eine Verringerung des Außenbei- 
' trags ohne Steigerung der Investitionen aufweisen. 

Die auf dieser Situation beruhende Instabilität muß 
bei der Definition einer mittelfristigen Strategie 
für die Jahre 1971 bis 1975 berücksichtigt werden. 

' Die Ungleichgewichte, die während dieser Periode 
I zu überwinden sind, gleichen denjenigen, die das 
erste italienische Programm seit 1966 zu beheben 
versucht hat. 

a) Verbesserung der 
Globalsteuerung 

74. Die Verwirklichung des in den Projektionen 
vorgesehenen hohen Wachstumstempos scheint glo- 
bal gesehen keine großen wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten zu bereiten. Dagegen ist es wichtig, daß 
sich dieses Wachstum unter Bedingungen vollzieht, 
die es ermöglichen, den internen Prioritäten besser 
zu entsprechen. 

Wenn der Erfolg der derzeitigen Stabilisierungs- 
maßnahmen einmal gesichert ist, wird es zweck- 
mäßig sein, ein befriedigenderes Außengleichgewidit 
anzustreben, und zwar durch eine mit den Partner- 
ländern kompatible Förderung der internen Nach- 
fragekomponenten, insbesondere von Investitionen 
und vorrangigen Teilen des Kollektivbedarfs. Hier- 
bei sind jedoch die Verschuldungsmöglichkeiten des 
öffentlichen Sektors zu beachten. 

75. Es muß eine bessere Beeinflussung des Zeit- 
ablaufs der Lohnentwicklung erreicht werden, und 
zwar insbesondere durch intensivere Konzertie- 
rung der Sozialpartner untereinander und mit den 
staatlichen Instanzen. 

76. Die Effizienz der Politik der öffentlichen Finan- 
zen muß gesteigert werden, um sowohl die Kon- 
junktursteuerung als auch die Verwirklichung der 
mittelfristigen Ziele zu verbessern. 

Zu diesem Zweck ist es erforderlich: 

— die Vorausschätzungen der tatsächlichen Einnah- 
men und Ausgaben bei der Budgetvorlage aus- 
zuweisen, um somit die konjunkturelle Bedeu- 
tung der Haushaltsansätze klarer zu machen und 
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ein besseres Zusammenspiel zwischen Wirt- 
schaftsprogrammierung und Haushaltspolitik zu 
gewährleisten; 

— in das mittelfristige Programm eine mehrjährige 
Vorausschätzung der öffentlichen Finanzen zu 
jeweiligen Preisen (Zentralstaat, lokale Gebiets- 
körperschaften, Sozialversicherung) aufzuneh- 
men; 

— die Finanzen der lokalen Gebietskörperschaften 
möglichst bald zu reformieren, damit diesen ein 
besseres finanzielles Gleichgewicht garantiert 
und Konflikte zwischen ihren Haushaltsentschei- 
dungen und den Erfordernissen der Konjunktur- 
steuerung vermieden werden. 

b) Förderung von Wachstum 
und Strukturwandel 

77. Die Beseitigung der regionalen Ungleichge- 
wichte bleibt das vordringlichste Ziel der italieni- 
schen Wirtschaftspolitik. Die Maßnahmen der Be- 
hörden haben dazu beigetragen, eine Verschlech- 
terung der Situation zu verhindern. Die Unterschiede 
zwischen den Regionen haben sich in der Nach- 
kriegszeit jedoch nicht nennenswert verringert. 

Zur Verbesserung dieser Situation wäre es wün- 
schenswert: 

• — ohne zu große Zersplitterung und Konzentration 
des Produktionsapparates die Grundzüge der 
Raumordnung und das entsprechende Instrumen- 
tarium festzulegen, um einen wirksamen Bei- 
trag zum Ausgleich der regionalen Ungleich- 
gewichte zu leisten; 

— die öffentlichen Maßnahmen zu verstärken so- 
wie die Konzertierung zwischen dem öffentlichen 
und privaten Sektor zur Erhöhung der Investi- 
tionen im Süden zu verbessern; 

— die Spezialisierung und Vermarktung in der 
Landwirtschaft zu fördern, um das Einkommen 
der in diesem Sektor verbleibenden Arbeits- 
kräfte zu verbessern; 

— die Entwicklung gesunder Unternehmen mittle- 
rer Größe mit hoher Wertschöpfung, die eine 
große Anzahl neuer Arbeitsplätze schaffen kön- 
nen, zu fördern. 

78. Die Bedeutung der eng mit dem regionalen Ge- 
fälle zusammenhängenden Beschäftigungsprobleme 
in Italien rechtfertigt, daß bei allen wirtschaftspoli- 
tischen Maßnahmen die Beseitigung dieser Schwie- 
rigkeiten im Mittelpunkt steht. Außerdem sind 
spezifische Maßnahmen erforderlich, um vor allem 
die Information über alle Einzelheiten des Arbeits- 
marktes zu verbessern, die allgemeine und beruf- 
liche Ausbildung der Arbeitskräfte zu fördern und 
die Investitionen im Einklang mit dem Arbeits- 
kräfteangebot zu tätigen. 

79. Besondere Anstrengungen sind erforderlich, 
um den erheblichen Rückstand der öffentlichen Inve- 
stitionen — insbesondere im Bereich der Schulen, 
der Krankenhäuser, der städtischen Transportmit- 


tel, des Wohnungsbaus und der Städteplanung — 
aufzuholen. Dieser Rückstand beruht u. a. auf der 
mangelnden Ausgestaltung des Verwaltungsappa- 
rates. Es ist beabsichtigt, durch die Schaffung von 
Agenturen zur Durchführung öffentlicher Investitio- 
nen, die bereits im „Progetto 1980'' vorgesehen sind, 
Abhilfe zu schaffen. 

80. Ferner ist es wichtig, eine bessere Verwen- 
dung der Ersparnis entsprechend den Bedürfnissen 
der wirtschaftlichen Entwicklung zu erreichen. Glo- 
bal gesehen hat Italien eine private Sparquote 
erzielt, die derjenigen seiner Partner in der Gemein- 
schaft nahekommt und den Vorausschätzungen sei- 
nes ersten Programms (1966 bis 1970) entspricht. 

Trotzdem haben die unzulängliche Kanalisierung 
der Ersparnis und die wirtschaftlichen und politi- 
schen Bedingungen einen großen Investitionsrück- 
stand verursacht. Die Funktionsweise des Kapital- 
markts muß insbesondere durch Diversifizierung der 
Anlageformen und -möglichkeiten verbessert wer- 
den. 

Niederlande 

81. Im Laufe der letzten zwanzig Jahre hatte die 
für den Weltmarkt traditionell offene niederlän- 
dische Wirtschaft ein schnelles Wachstum zu ver- 
zeichnen, das mit der Bevölkerungsentwicklung und 
einer schnellen Industrialisierung zusammenhing, 
doch ist das Wachstum seit einigen Jahren von 
Spannungen begleitet. 

Nachdem die Preise und Einkommen innerhalb 
des Gemeinsamen Markts eingeholt waren, hat der 
Preis- und Einkommensanstieg ab 1963 verstärkten 
Charakter angenommen. Das Inkrafttreten der 
Mehrwertsteuer am 1. Januar 1969 hat ebenfalls zu 
einem zeitweiligen Preisauftrieb geführt. Der Saldo 
der Bilanz der laufenden Posten War in den 
Niederlanden seit 1963 unzureichend. 

82. Im Jahr 1970 entspricht das Wachstum dem 
Trend der letzten zehn Jahre. Bei den Investitio- 
nen ist nach der Abflachung des Jahres 1969 eine 
Wiederbelebung festzustellen. Trotz einer restrik- 
tiven Währungspolitik ist die Preisentwicklung 
weiterhin angespannt. Der Außenbeitrag verzeich- 
net ein Defizit von rund 0,5 Mrd. Gulden. 

Die jüngste Lohnentwicklung läßt kaum eine 
schnelle Rückkehr zu einer ausgewogenen Situation 
erwarten. 

a) Verbesserung der G 1 ob a 1 s t euerung 

83. In den kommenden Jahren wird man vor 
allem bemüht sein müssen, den Nachfrageanstieg 
zu drosseln und in den Grenzen der tendenziellen 
Produktionsentwicklung zu halten. Dann wird es 
möglich sein, in der Bilanz der laufenden Posten 
einen Uberschuß zu erwirtschaften, mit dem den 
Erfordernissen der Entwicklungshilfe entsprochen 
werden kann. Schließlich sollte die Konjunkturpoli- 
tik flexibler gehandhabt werden. 
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84. Die Politik der öffentlichen Finanzen muß sich | 
in diesen allgemeinen Rahmen einfügen. Eine bal- 
dige Anpassung der Steuersätze und eine elasti- 
schere Politik bei den öffentlichen Ausgaben kön- 
nen die Wirksamkeit der Konjunkturpolitik er- 
höhen. 

Auch muß die Finanzpolitik der Zentralverwal- 
tung zum Gleichgewicht zwischen Gesamtersparnis | 
und Gesamtinvestitionen beitragen. In der heutigen I 
Situation, die von einem gewissen Ungleichgewicht ! 
auf dem Kapitalmarkt und Schwierigkeiten der 
lokalen Gebietskörperschaften bei der Finanzie- i 
rung ihrer Investitionen wegen der unzureichen- i 
den Ersparnisbildung gekennzeichnet ist, muß eine | 
Politik verfolgt werden, die das Defizit der öffent- 1 
liehen Finanzen, absolut gesehen, nicht weiter an- * 
wachsen läßt. Auf diese Weise würde sich dieses | 
Defizit im Verhältnis zum Volkseinkommen all- 
mählich verringern. Dies setzt eine ausgewogene 
Entwicklung der öffentlichen Einnahmen und Aus- 
gaben voraus. 

Was die Einnahmen angeht, so darf die Steuer- 
schraube wegen der Gefahr einer Überwälzung auf 
die Einkommen und Preise nur behutsam angezogen 
werden. Zwar wäre diese Gefahr geringer, wenn die 
Steuererhöhungen im wesentlichen die direkten 
Steuern beträfen, doch würde sich dann die Struk- 
tur der nierderländischen Steuereinnahmen noch 
stärker von der der übrigen Mitgliedstaaten unter- 
scheiden. 

Diese vorsichtige Steuerpolitik muß zu einer Be- 
grenzung des Ausgabenanstiegs führen; um so mehr 
ist es erforderlich, die Ausgaben in ein mehrjähriges 
Programm einzugliedern. Außerdem ist darauf zu 
achten, daß Defizite der öffentlichen Unternehmen 
möglichst weitgehend vermieden werden. 


b) Förderung von Wachstum und 
Strukturwandel 


speziell in bestimmten Sektoren bemerkbar ma- 
chen; 

— Förderung der Entwicklung, der Innovation und 
der Vermarktung neuer Erzeugnisse; 

— - allgemeine Stärkung der unternehmerischen 
Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere durch Um- 
strukturierungsmaßnahmen in bestimmten Sek- 
toren; 

— Ausrichtung der industriellen Standortvertei- 
lung im Sinne einer ausgewogeneren geogra- 
phischen Verteilung der Beschäftigung. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele kann insbeson- 
dere durch eine größere Mobilität der Produktions- 
faktoren und durch einen Erfolg der Beschäftigungs- 
politik beigetragen werden. 

Die Steigerung der Produktion ist weder das ein- 
zige noch das wichtigste Ziel, das zu berücksichtigen 
ist. In einem Land mit so großer Bevölkerungsdichte 
wie den Niederlanden müssen beträchtliche Anstren- 
gungen zur Bekämpfung der Umweltbelästigungen 
aller Art unternommen werden. Entscheidend ist, 
daß die zur Beseitigung der Folgen oder Ursachen 
dieser Belästigungen notwendigen Ausgaben in 
erster Linie von den Verursachern getragen werden. 

Belgien 

87. Die belgische Wirtschaft hat seit Ende der 
fünfziger Jahre eine Zunahme des Wachstums, der 
Erwerbsquote, der Produktivität und der Investi- 
tionen zu verzeichnen. 

Diese Beschleunigung hat jedoch auch Probleme 
aufgeworfen. Das regionale Gleichgewicht verän- 
derte sich sowohl aus demographischen als auch 
aus wirtschaftlichen Gründen. Der Preisanstieg, der 
sich bis 1960 auf Grund einer beträchtlichen Arbeits- 
losigkeit in sehr mäßigen Grenzen gehalten hatte, 
beschleunigte sich spürbar. 


85. Die Beschäftigungspolitik sollte sich den Pro- 
blemen des Arbeitsmarktes zuwenden, der durch 
Spannungen in bestimmten Gebieten und struktu- 
relle Arbeitslosigkeit in anderen Regionen gekenn- 
zeichnet ist. 

Dabei wird es insbesondere darum gehen: 

— die berufliche Information, Berufsberatung und 
-Umschulung zu intensivieren; 

— die Vorausschätzung von Angebot und Nach- 
frage am Arbeitsmarkt nach Regionen und Quali- 
fikationen auszubauen; 

— die Berufsausbildung auf allen Ebenen zu ver- 
bessern. 

86. Die Industriepolitik muß hauptsächlich auf fol- 
gende Ziele gerichtet sein: 

— Beseitigung der Hindernisse für die industrielle 
Entwicklung, die mit jedem Wachstumsprozeß 
verbunden sind und deren Auswirkungen sich 
bei der Industrialisierung im allgemeinen und 


88. Die Entwicklung des Jahres 1970 ist durch eine 
volle Ausnutzung der Produktionsfaktoren sowie 
durch einen beträchtlicheren Anstieg der Löhne 
gekennzeichnet, die im Jahr 1969 nur relativ wenig 
zugenommen hatten. Die Inlandsnachfrage ist nach- 
haltig, und die Preise steigen spürbar, wenn auch 
insgesamt langsamer als in den übrigen Ländern 
der Gemeinschaft. Der Außenbeitrag weist nach wie 
vor einen Überschuß auf, und die beträchtliche Zu- 
nahme der Investitionen der Unternehmen ist ein 
positiver Faktor. 


a) Verbesserung der Globalsteuerung 

89. Die für 1970 bis 75 erwartete Beschleunigung 
des Wachstumstempos erscheint nur dann realisier- 
bar, wenn die Produktivität in der Industrie und im 
Dienstleistungssektor stärker verbessert wird. 

In Anbetracht des weltoffenen Charakters der 
belgischen Wirtschaft werden die Ausfuhren und 
Einfuhren weiterhin schnell steigen. Die Realisie- 
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ning der erwarteten Entwicklung setzl jedoch eine 
etwas schnellere Zunahme der Ausfuhren voraus. 

Bei der Entwicklung der Inlandsnachfrage müßte 
darauf geachtet werden, daß die Bruttoanlageinve- 
stitionen, und zwar insbesondere die produktiven 
Investitionen, schneller als das Bruttosozialprodukt 
steigen. Um den zunehmenden Bedarf an öffent- 
lichen Leistungen zu decken, muß der Privatver- 
brauch auch in Zukunft langsamer steigen als das 
Bruttosozialprodukt. 

90. Um die gemeinsamen Anstrengungen zur Ver- 
ringerung der unterschiedlichen Preisentwicklung 
innerhalb der EWG zu unterstützen, besteht das 
Ziel — abgesehen von den Mehrwertsteuerauswir- 
kungen — darin, gegen eine durchschnittliche jähr- 
liche Preissteigerungsrate von 3 ®/o zu tendieren. 

Hierzu sind die Verzögerungen im Wirksamwer- 
den der Geld- und Kreditpolitik soweit wie irgend 
möglich zu reduzieren. 

Außerdem wurden die Möglichkeiten der öffent- 
lichen Finanzpolitik nicht voll ausgenutzt. Um die 
öffentlichen Finanzen stärker als Instrument der 
Konjunktursteuerung und Strukturausrichtung ein- 
zusetzen, müßte 

— eine wesentlich größere staatliche Ersparnis als 
in den letzten Jahren erzielt werden, damit der 
inflationäre Druck keine weitere Nahrung erhält 
und die Investitionen besser finanziert werden; 

— zu diesem Zweck das Gleichgewicht des ordent- 
lichen Haushalts gewahrt werden, insbesondere 
durch eine mäßigere Zunahme des staatlichen 
Verbrauchs und der Subventionen. 


b) Förderung von Wachstum und 
Strukturwandel 

91. Eine aktive Beschäftigungspolitik sollte in 
erster Linie die Ausnutzung der im Inland verfüg- 
baren Arbeitskräfte anstreben. 


92 . Die Entwicklung einer starken und wettbe- 
werbsfähigen Industrie bleibt eine der Hauptvor- 
aussetzungen für ein kräftiges Wirtschaftswachstum 
und eine harmonische Regionalentwicklung in den 
nächsten Jahren. Hierfür muß die Industriepolitik 
sich vor allem auf eine stärkere Koordinierung der 
verschiedenen ministeriellen Ressorts stützen. 

— Bei den öffentlichen Aufträgen ist eine bessere 
Koordinierung durch Schaffung einer Statistik 
der öffentlichen Aufträge und die Ausarbeitung 
sowohl jährlicher als auch mittelfristiger Pro- 
gramme zu erreichen. 

— Vertragliche Sonderregelungen (Verträge zur 
Förderung des Managements der Unternehmen, 
Verträge zur technologischen Förderung, Um- 
strukturierungsverträge und vor allem Fort- 
schrittsverträge) werden im Rahmen des Gesetz- 
entwurfs über die Wirtschaftsexpansion einge- 
führt, wobei die Erfordernisse einer Harmoni- 
sierung der Beihilfen innerhalb der Gemein- 
schaft berücksichtigt werden. 

— Die Maßnahmen zur Anpassung der Unterneh- 
mensgröße sowie die Anstrengungen der Unter- 
nehmen für die Forschung müssen sowohl auf 
nationaler als auch auf gemeinschaftlicher Ebene 
fortgesetzt werden. 

— Fortschritte in der Unternehmensführung und 
bei der Vermarktung der Erzeugnisse sind zu 
fördern. 

Luxemburg 

93. Die luxemburgische Wirtschaft ist durch die 
überragende Bedeutung ihrer Eisen- und Stahl- 
industrie (mehr als 25 Vo des Bruttosozialprodukts) 
und durch ihre Offenheit gegenüber den Auslands- 
märkten gekennzeichnet (die Ausfuhren betragen 
80 ^/ü des Bruttosozialprodukts). Die Entwicklung der 
außenwirtschaftlichen Austauschverhältnisse spielt 
daher eine bedeutende Rolle. Die Hauptprobleme 
der luxemburgischen Wirtschaftspolitik betreffen 
die Preisbewegung, die Beschaffung von Arbeits- 
kräften und die Diversifizierung der Industrie. 


Zu diesem Zweck ist 

— die Frauenarbeit zu fördern; 

— die sektorale und berufliche Mobilität zu erhö- 
hen; 

— eine bessere Eingliederung der Jugendlichen in 
den Arbeitsmarkt sicherzustellen. 

Daher ist es angebracht, 

— eine polyvalente Grundausbildung auszubauen 
und größere Ausbildungs- und Umschulungsmög- 
lichkeiten für Jugendliche und Erwachsene zu 
schaffen und 

— eine ständige und rasche Information über die 
Arbeitsmärkte zu organisieren. 

Der spezifische Bedarf bestimmter Sektoren oder 

Regionen wird eine aktive Einwanderungspolitik 

erfordern. 


94. Die vor allem seit einigen Jahren verzeichne- 
ten inflationistischen Spannungen hängen zusam- 
men mit den Preissteigerungen im Ausland, der Ein- 
führung der Mehrwertsteuer und den Kostensteige- 
rungen in zahlreichen Sektoren vor allem im Ge- 
folge von Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkür- 
zungen. Um die Gefahren von Spannungen zu ver- 
meiden, müssen die zuständigen Stellen die Wirk- 
samkeit des konjunkturpolitischen Instrumentariums 
namentlich durch Maßnahmen im Bereich der Steuer- 
politik und der öffentlichen Ausgaben verbessern. 

i 95. Auf dem Arbeitsmarkt ist wegen der rela- 
tiven Überalterung der Bevölkerung eine Ver- 
knappung der inländischen Arbeitskräfte einge- 
I treten; die Zunahme der Beschäftigung war nur 
I durch Heranziehung von Grenzgängern und Wan- 
i derarbeitnehmern möglich, was das fast völlige Feh- 
I len von Arbeitslosigkeit erklärt. Die Einwande- 
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rungspolitik soll insbesondere eine Verbesserung 
der Aufnahmebedingungen für die ausländischen 
Arbeitnehmer anstreben. 

96. Durch eine aufgeschlossene Politik gegenüber 
ausländischen Unternehmen mit hoher Produktivi- 
tät sollte der bereits eingeleitete Prozeß zur Diver- 
sifizierung des Produktionsapparates fortgeführt 
werden. Die staatlichen Stellen müssen dafür Sorge 
tragen, daß die inländische Ersparnisbildung in 
stärkerem Maße den produktiven Investitionen der 
Unternehmen zufließt. 


B. Leitlinien für die Gemeinschaft 

97. Die Gemeinschaft steht am Anfang einer Neu- 
orientierung ihrer Wirtschaftspolitik. Mit den all- 
gemeinen Leitlinien dieses Programms werden da- 
für wesentliche Voraussetzungen geschaffen. Sie 
müssen in engem Zusammenhang mit den Vor- 
schlägen der Arbeitsgruppe gesehen werden, die 
beauftragt war, die Grundauffassungen für eine stu- 
fenweise Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion herauszuarbeiten. 

98. In den nächsten Jahren werden Art und Aus- 
maß der auf Gemeinschaftsebene einzuleitenden 
Maßnahmen eine immer größere Rolle spielen 
müssen, wenn man zu einer Wirtschaftsentwicklung 
gelangen will, die gleichzeitig den internen Zielset- 
zungen der Mitgliedsländer und den Erfordernissen 
der Kompatibilität gerecht wird. Diese Maßnahmen 
müssen sich ganz besonders beziehen auf: 

— die Koordinierung der Nachfragesteuerung und 

— Maßnahmen zur strukturellen Anpassung. 

Sie müssen den Wirtschaftsbeziehungen der Ge- 
meinschaft zu den Drittländern Rechnung tragen. 
Ferner erfordert ihre Durchführung einen umfassen- 
deren und systematischeren Dialog mit den Sozial- 
partnern. 

I. Die Bedingungen einer wirksamen Koordinierung 
der Nachfrage Steuerung 

a) Verbesserung und Annäherung 
des wirtschaftspolitischen 
Instrumentariums 

99. Obwohl die Entwicklung der Nachfrage weit- 
gehend von den Einkommen und der Einkommens- 
verteilung abhängt, so ist die Nachfragesteuerung 
in erster Linie Sache der monetären Politik und der 
Politik der öffentlichen Finanzen. Diese Bereiche 
sind für die Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
wesentlich. Auf der Basis der in den beiden ersten 
Programmen dargelegten Grundsätze sind folgende 
Leitlinien im Hinblick auf die Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion festzulegen. 

100. Im Bereich Geld und Kredit sind gemeinsam 
die wesentlichsten Leitlinien, namentlich für die 


Liquidität, die Kreditgewährung an den öffentlichen 
und privaten Sektor und die Zinspolitik festzulegen. 
Soweit die derzeitigen Unterschiede zwischen dem 
währungspolitischen Inst!rumentarium der Mitglieds- 
länder die Erarbeitung solcher Leitlinien erschwe- 
ren, muß das Instrumentarium angepaßt und har- 
monisiert werden. 

Eine hinreichende Beeinflussung der Liquiditäts- 
entwicklung und der Kapitalbewegungen setzt fer- 
ner den Aufbau eines europäischen Geld- und Kapi- 
talmarktes voraus, auf dem die Währungsbehörden 
gemeinsame und effektive Steuerungsmöglichkeiten 
haben. Der Aufbau eines solchen Marktes erfordert 
die Liberalisierung des Kapitalverkehrs. 

101. Im Bereich der öffentlichen Finanzen ist es 
unerläßlich, im Rahmen der regelmäßigen Konsulta- 
tionen über die allgemeinen wirtschaftlichen Ten- 
denzen zu einer konzertierten Ausrichtung sowohl 
der strukturellen als auch der konjunkturellen 
Aspekte der Haushaltspolitik zu gelangen. Zu die- 
sem Zweck ist den Finanzierungssalden und der Art 
ihrer Finanzierung besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken. Ferner sind in dem für diese Konzertie- 
rung notwendigen Maße die Phasen der Ausarbei- 
tung der Haushalte zu synchronisieren und die 
Haushaltsgliederungen weiter zu harmonisieren. 

In allen Ländern ist eine bessere Verbindung zwi- 
schen den öffentlichen Haushalten und den mittel- 
fristigen Wirtschaftsprogrammen unerläßlich. Mit- 
telfristige Vorausschätzungen der Entwicklung der 
öffentlichen Finanzen sind insbesondere erforder- 
lich, um den Ausgabenanstieg mit dem möglichen 
Wachstum und dem langfristigen Bedarf der Wirt- 
schaft in Einklang zu bringen sowie um die Aus- 
wirkungen der ins Auge gefaßten Steueränderun- 
gen oder -reformen abzuschätzen. Die Ausarbeitung 
mittelfristiger Bezugsgrößen im Bereich der öffent- 
lichen Finanzen würde die Verwirklichung der 
Orientierungsdaten für die Gemeinschaft wesent- 
lich erleichtern. 

Allerdings darf der Rückgriff auf mittelfristige 
Vorausschätzungen für die öffentlichen Finanzen 
nicht zu einer Starrheit führen, die den Erforder- 
nissen der Konjunkturpolitik zuwiderlaufen könnte. 
Die erforderliche Flexibilität muß sowohl bei den 
Einnahmen als auch bei den Ausgaben gesucht wer- 
den, sei es durch eine wohlüberlegte Änderung des 
Steuerdrucks, sei es durch den Rückgriff auf In- 
strumente wie Eventualhaushalte, die Bildung von 
Konjunkturausgleichsrücklagen oder andere Formen 
der vorübergehenden Mittelstillegung. Die recht- 
lichen Voraussetzungen dafür sollten in den Haus- 
halts- und Steuergesetzen geschaffen werden. Durch 
solche Verfahren sollte den Regierungen insbeson- 
dere eine Änderung der Steuersätze innerhalb einer 
Bandbreite sowie eine rasche Anpassung der Aus- 
gabengestaltung ermöglicht werden. 

Die Bedeutung der sozialen Sicherheit für das 
allgemeine Gleichgewicht der öffentlichen Finanzen 
in den Mitgliedsländern erfordert eine gründliche 
Konfrontation der Probleme und verfolgten Politik. 
Zu diesem Zweck sind insbesondere die Arbeiten 
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an den mehrjährigen Vorausschätzungen der Ein- 
nahmen und Ausgaben zu intensivieren. 

Ferner ist dafür zu sorgen, daß die Entwicklung 
der Finanzen der lokalen Gebietskörperschaften so- 
wohl den zu erreichenden strukturellen Zielen 
als auch den Erfordernissen der Konjunktursteue- 
rung entspricht. 

102. Die Steuerung der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage durch die Geld- und Kreditpolitik sowie 
durch die Politik der öffentlichen Finanzen kann 
durch autonome Faktoren durchkreuzt werden, die 
mit dem Einkommensverhalten der verschiedenen 
wirtschaftlichen Gruppen und dem Preisverhalten 
der Unternehmen Zusammenhängen. Die sich aus 
diesen Faktoren ergebenden wirtschaftlichen Span- 
nungen machen in diesem Fall eine restriktive Poli- 
tik erforderlich, die das wirtschaftliche Wachstum 
verlangsamt. 

Um der Steuerung der Gesamtnachfrage ihre 
Wirksamkeit zu sichern und einen weniger harten 
Einsatz der geld-, kredit- und haushaltspolitischen 
Instrumente zu ermöglichen, ist es wesentlich, durch 
eine Konzertierung mit den Sozialpartnern die Mit- 
tel zur Gewährleistung einer Einkommens- und 
Preisentwicklung zu erarbeiten, die den Erforder- 
nissen einer gleichgewichtigen Wirtschaftsentwick- 
lung besser entspricht. 

b) Konzertierte Vorbereitung der 
Entscheidungen 

103. Damit die konzertierte Steuerung der Gesamt- 
nachfrage möglichst erfolgreich ist, müssen auf 
Gemeinschaftsebene die Vorbereitung der Entschei- 
dungen wesentlich verbessert und bei den einzel- 
staatlichen Überlegungen die spezifischen Gemein- 
schaftsaspekte stärker berücksichtigt werden. 

104. Die Vorbereitung der wichtigsten Entschei- 
dungen auf nationaler Ebene sollte unter Beachtung 
der Probleme und Interessen der Partnerländer er- 
folgen. Zu diesem Zweck müssen Lösungen erarbei- 
tet werden, mit deren Hilfe dem gemeinschaftlichen 
Gesichtspunkt bei den Verfahren zur Ausarbeitung 
der einzelstaatlichen Entscheidungen mehr Platz ein- 
geräumt werden kann. Die Formulierung dieses Ge- 
sichtspunktes würde die Informationen bereichern, 
die den Mitgliedstaaten bei der Festlegung von 
Maßnahmen zur Verfügung stehen. 

105. Auf Gemeinschaftsebene müssen die Konsul- 
tationsverfahren in einer ersten Phase dadurch ver- 
bessert werden, daß ihre vorherige und obligato- 
rische Durchführung ausgedehnt und dabei von der 
den Gemeinschaftsorganen zuerkannten Verant- 
wortung uneingeschränkt Gebrauch gemacht wird. 
Für die Konsultationen und die auf Gemeinschafts- 
ebene zu treffenden Entscheidungen müssen fol- 
gende Voraussetzungen verwirklicht werden; 

— Aufstellung kompatibler jährlicher Wirtschafts- 
budgets; 


— Errichtung eines Systems von Warnindikatoren, 
die mit den kompatiblen mittelfristigen Orien- 
tierungen verbunden sind; 

— Festlegung zulässiger Bandbreiten für Konjunk- 
turschwankungen ; 

— Überprüfung der Verwirklichung der quantita- 
tiven Orientierungsdaten und deren regelmäßige 
Fortschreibung; 

— Synchronisierung der nationalen Programmie- 
rungsverfahren. 

106. Trotz der bereits erzielten Fortschritte muß 
die statistische und wirtschaftliche Information ver- 
bessert werden. In den Arbeitsprogrammen der ein- 
zelstaatlichen statistischen Institute sollten die Be- 
dürfnisse, die sich aus der Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik ergeben, breiten Raum finden. Fer- 
ner muß der Austausch wirtschaftlicher und sozialer 
Informationen zwischen den Mitgliedsländern er- 
heblich ausgebaut werden. 

Die Auswirkungen der wirtschaftlichen Verflech- 
tung der Mitgliedsländer müssen eingehend unter- 
sucht werden. Dabei sollten gemeinsam entwickelte 
und ausgewertete Interdependenz-Modelle für die 
Gemeinschaft zu Hilfe genommen werden. 

Die Gemeinschaftsinstanzen müssen diesen Pro- 
blemen besondere Aufmerksamkeit schenken. 


11. Die Rolle der Gemeinschaft 
auf strukturpolitischem Gebiet 

107. Die Hauptaufgabe der Gemeinschaft besteht 
in diesem Bereich darin, die Bildung eines großen 
einheitlichen Marktes zu fördern, auf den der 
Staat und die privaten Wirtschaftssubjekte ihre 
Entscheidungen unter Berücksichtigung ihrer eige- 
nen Prioritäten innerhalb der Möglichkeiten aus- 
richten, die durch die Wahrung des allgemeinen 
Wirtschaftsgleichgewichts gesteckt sind. Die Erfül- 
lung dieser Aufgabe geschieht hauptsächlich mit 
Hilfe von Rahmenaktionen für einzelne Aspekte des 
großen einheitlichen Marktes. 

Eine nur auf diesem Grundsatz beruhende Ent- 
wicklung reicht jedoch nicht aus, um die von der Ge- 
meinschaft als solcher eröffneten Möglichkeiten zu 
nutzen. Man stellt nämlich fest, daß die natürlichen 
Marktkräfte häufig zu einer Konzentration führen, 
die das derzeitige regionale Gefälle verschärfen. 
Zum anderen werden die nationalen Politiken mit- 
unter von einer gewissen Einseitigkeit bestimmt, 
die zu kostspieligen gegenseitigen Uberbietungsver- 
suchen führt. Vor manchen Maßnahmen, die im In- 
teresse des sozialen Fortschritts notwendig wären, 
scheuen die Mitgliedsländer häufig wegen der Bela- 
stungen und unmittelbaren Folgen für ihre Wett- 
bewerbsfähigkeit zurück. 

Daher wird es sich empfehlen, daß die Rahmen- 
bedingungen für den großen einheitlichen Markt von 
Maßnahmen begleitet werden, auf die sich die Mit- 
gliedstaaten gemeinsam festlegen und die die natür- 
lichen Kräfte des Wachstums in den Dienst der ge- 
sellschaftspolitischen Ziele stellen. 


27 



Drucksache VI/ 1393 


Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode 


Ferner müssen spezifische Maßnahmen vorgese- 
hen werden, um unmittelbar auf gewisse struktu- 
relle Unterschiede einzuwirken, die den Prozeß der 
wirtschaftlichen oder sozialen Entwicklung in der 
Gemeinschaft aus dem Gleichgewicht bringen könn- 
ten. 

108. In diesem Kapitel wird nicht all diesen Fra- 
gen nachgegangen. Für zahlreiche Bereiche ist es 
lediglich erforderlich, die Leitlinien der beiden 
ersten Programme zu bekräftigen. Dies trifft beson- 
ders für die Agrarprobleme zu. Es handelt sich hier- 
bei um Fragen von entscheidender Bedeutung, für 
die die Leitlinien des zweiten Programms nach wie 
vor aktuell sind und zu der die Kommission dem 
Rat das „Memorandum über die Reform der Agrar- 
struktur" vorgelegt hat. 

Weitere Probleme haben in der Gemeinschaft zu- 
nehmend an Bedeutung gewonnen wie der Umwelt- 
schutz und seine Finanzierung, die Politik der sozia- 
len Sicherung, die Stellung der Arbeitnehmer im 
Unternehmen, die Rolle der Dienstleistungen in der 
modernen Wirtschaft usw. Der Ausschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik erwägt die Möglichkeit, 
diese Probleme im Zuge seiner späteren Arbeiten 
zu behandeln. 

109. Im vorliegenden Programm geht es darum, 
Leitlinien für bestimmte Arten von Strukturmaßnah- 
men aufzustellen, die zur Förderung einer wirt- 
schaftlich und sozial ausgewogenen Entwicklung in 
der Gemeinschaft vorrangig erscheinen. Diese Maß- 
nahmen müssen rasch eingeleitet oder zumindest 
vorbereitet werden. Sie streben folgende Ziele an: 

a) die Einheit des Binnenmarktes: 

— freier Verkehr, 

— Anpassung der Unternehmen, 

b) die Förderung neuer Aktivitäten unter Berück- 
sichtigung: 

— der regionalen Aspekte der Gemeinschafts- 
aktivitäten, 

— Anpassung des Angebots von Arbeitskräften 
an die Erfordernisse der neuen Arbeitsplätze, 

c) ein besserer Einsatz der finanziellen Instru- 
mente der Gemeinschaft. 


a) Einheit des Binnenmarktes 
Freier Verkehr 

110. Im Laufe der letzten Jahre wurden zwar be- 
deutende Fortschritte auf dem Wege zu einem ein- 
heitlichen Binnenmarkt erzielt, doch gibt es noch 
erhebliche Hindernisse. Abgesehen von den von 
nationalen oder lokalen Besonderheiten geprägten 
Verhaltensweisen beruhen sie weitgehend auf 
Schranken, die sich aus Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften ergeben. Daher müssen in diesem Be- 
reich folgende Prioritäten eingeführt werden: 


— Für den freien Warenverkehr: 

fortschreitende Harmonisierung der indirekten 
Steuern, 

beschleunigte Beseitigung der technischen und 
administrativen Handelshemmnisse, 

Zugänglichkeit der öffentlichen Aufträge für 
! Unternehmen aller Mitgliedstaaten. 

i 

I — Für die Freizügigkeit der Personen: 

Unterrichtung über Beschäftigungslage und Be- 
schäftigungsmöglichkeiten in den einzelnen Mit- 
gliedsländern, 

i Aufstellung globaler und detaillierter Voraus- 

schätzungen im Bereich der Beschäftigung, 

bessere Eingliederung der Wanderarbeitnehmer 
in ihren neuen Arbeits- und Lebensbereich, 

I 

gegenseitige Anerkennung der Berufsbefähi- 
gungsnachweise. 

I — Für das Niederlassungsrecht und den freien 
i Dienstleistungsverkehr: 

j 

I Anpassung der rechtlichen Zugangsbedingungen 

j zu den Handelsberufen, 

I gegenseitige Anerkennung der Diplome, nament- 

lich für die Berufsgruppen des Dienstleistungs- 
sektors. 

; Die entsprechenden Bemühungen sind vorrangig 
i auf die Dienstleistungen zu richten, die unmittel- 
I bar mit der gewerblichen Tätigkeit und ihrer Finan- 
zierung Zusammenhängen. 

— Für den freien Kapitalverkehr: 

beachtliche Fortschritte bei der Aufhebung der 
devisenrechtlichen Beschränkungen, 

Beseitigung der Hindernisse auf Grund von 
Rechtsvorschriften für die Begebung von Wert- 
papieren und die Kreditgewährung innerhalb 
der Gemeinschaft, 

sachgerechte Anpassung der direkten Steuern, 
um eine bessere Verflechtung der Wertpapier- 
märkte zu fördern, insbesondere durch Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung und der steuer- 
lichen Diskriminierungen, 

Anpassung der Vorschriften für institutioneile 
Anleger, um ihre Finanzierungsmöglichkeiten 
innerhalb der Gemeinschaft schrittweise zu er- 
weitern. 

Die Durchführung dieser Bestimmungen muß mit 
den Fortschritten bei der Koordinierung der Wäh- 
I rungs- und Finanzpolitik gekoppelt werden. 


Die Anpassung der Unternehmen 
an den erweiterten Markt 

111. Eine Anpassung der Unternehmensstrukturen 
an die Dimension der Gemeinschaft bahnt sich 
bereits an. Sie hinkt aber in einigen Bereichen im 
Verhältnis zur tatsächlichen Öffnung der Märkte 
immer noch nach. 
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Unter den Maßnahmen, die geeignet waren, den 
Produktionsapparat an die tatsächliche Marktdimen- 
sion anzupassen, sind besonders wichtig: 

— die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen 
für die industrielle Entwicklung, 

— der freie Zugang zu den öffentlichen Beschaf- 
fungsmärkten und 

— die Förderung der technologischen Entwicklung, 

112. Bei der Schaffung von Rahmenbedingungen 

für die industrielle Entwicklung sind folgende Priori- 
täten zu beachten: I 

— Anpassung der nationalen Wettbewerbsregeln | 
an die Erfordernisse des Gemeinsamen Marktes, 

— beschleunigte Beseitigung der technischen und 
rechtlichen Handelshemmnisse, 

— Verbesserung der Umstellungsbedingungen für 
die Unternehmen der Gemeinschaft, vor allem: 

Beseitigung der Steuerhindernisse bei der ; 
Gewinn- oder Vermögensübertragung innerhalb | 
der auf europäischer Ebene gegründeten Gesell- 
schaften oder Gruppen, 

Annahme eines Statuts einer europäischen 
Aktiengesellschaft und Schaffung elastischer Lö- | 
sungen, wie zum Beispiel wirtschaftliche Inter- I 
essengemeinschaften, 

stärkere Verflechtung der Wertpapiermärkte. 

— Förderung der Zusammenarbeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen. 

113. '’) Der freie Zugang zu den öffentlichen Be- 
schaffungsmärkten ist eine vorrangige Aufgabe bei 
Erzeugnissen der technologischen Spitzenbereiche 
oder bei bestimmten herkömmlichen Betriebs- 
mitteln, die bisher noch auf zwar bedeutende, aber 
isolierte nationale Märkte begrenzt sind. Auf der 
Grundlage der Richtlinienvorschläge der Kommis- 
sion für die Vergabeverfahren bei öffentlichen Auf- 
trägen sollten rasch Entscheidungen getroffen wer- 
den, Diese Vorschläge müßten so bald wie möglich 
durch weitere Vorschläge für die noch nicht erfaßten | 
Bereiche ergänzt werden. 

Ferner könnte die Politik hinsichtlich der öffent- ! 
liehen Aufträge durch Annäherung der technischen 
Normen der betreffenden Erzeugnisse, durch eine ! 
größere Transparenz und durch vollständigere sta- | 
tistische Information über die erteilten öffentlichen 
Aufträge abgestimmt werden. Schließlich sollte | 
auch geprüft werden, ob in gewissen Fällen für ein- . 
zelne Erzeugnisse abgestimmte Vertragsabschlüsse ' 
für öffentliche Aufträge in Frage kommen. 


Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
bittet die Kommission, dem Rat die Änderungen an 
den Ziffern 113 bis 115 dieses Programms vorzu- 
schlagen, die sich nach Abschluß der Arbeiten der 
ad-hoc-Gruppe für Industriepolitik als notwendig 
erweisen könnten. 

Siehe Memorandum der Kommission zur Industrie- 
politik, Seite 357. 


114. Hinsichtlich der Förderung des technischen 
Fortschritts sollte — wie von der Kommission vor- 
geschlagen — in manchen Fällen die Möglichkeit 
vorgesehen werden, auf Gemeinschaftsebene Ver- 
träge zwischen der öffentlichen Hand und der Indu- 
strie zur Entwicklung und Herstellung neuer Aus- 
rüstungsgüter abzuschließen, welche einen Markt 
voraussetzen bzw. Risiken enthalten, die den natio- 
nalen Rahmen sprengen. In diesen Verträgen sollten 
die gegenseitigen Verpflichtungen der öffentlichen 
Hand und der Industrie klar festgelegt werden, um 
zu vermeiden, daß Unternehmen ohne genaue Ver- 
einbarung über die anzustrebenden Ziele subven- 
tioniert werden. 

Konzertierte oder gemeinsame Aktionen für die 
technische Zusammenarbeit mit den Drittländern 
sind zu entwickeln oder in Angriff zu nehmen. Sie 
könnten insbesondere auf einigen Gebieten von 
gemeinschaftlichem Interesse liegen, wie z. B. mo- 
derne Verkehrsmittel, Weltraumforschung, Elek- 
tronik und Versorgung mit angereichertem Uranium. 

115. Hinsichtlich der Investitionen aus Drittländern 
müßte man die Verwirklichung eines Informations- 
verfahrens beschleunigen. Es müßte auch untersucht 
werden, ob nicht Beratungen auf Gemeinschafts- 
ebene zur Überprüfung der Fälle eingeführt werden 
sollten, die zu Problemen in der Gemeinschaft füh- 
ren könnten. 


b) Förderung neuer Aktivitäten 

116. Während in vielen Bereichen ein zunehmen- 
der Arbeitskräftebedarf besteht, taucht bisweilen 
auch eine gewisse Besorgnis über die Zukunft des 
Arbeitsplatzes und die Sicherheit des Einkommens 
auf. Dieser unbefriedigende Zustand erklärt sich 
weitgehend aus den regionalen Problemen, die — 
wenn auch in verschiedenem Maße — in allen Mit- 
gliedsländern bestehen, sowie aus den Anpassungs- 
schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt, die trotz 
eines hohen Niveaus der wirtschaftlichen Aktivität 
auftreten. Mit einer geeigneten Regional- und einer 
aktiven Beschäftigungspolitik ist eine bessere An- 
passung zwischen den Bedürfnissen der Wirtschaft 
und den Fähigkeiten der Menschen anzustreben und 
zu fördern. 


Regionalpolitik 

117. Raumordnungs- und Regionalpolitik sind 
unerläßlich, um in der Gemeinschaft eine Entwick- 
lung zu fördern, in der sich die Standorte der Pro- 
duktionseinheiten stärker nach den Schwerpunkten 
der Bevölkerungsverteilung ausrichten. 

118. Die Politik der Mitgliedsländer in diesem 
Bereich, die sich bisher hauptsächlich von natio- 
nalen Erwägungen leiten ließ, muß künftig stärker 
der Dimension der Gemeinschaft Rechnung tragen. 
Zu diesem Zweck ist eine bessere Abstimmung der 
einzelstaatlichen Politiken auf gewissen Gebieten 
erforderlich. 
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a) Vor allem die Infrastrukturpolitik der einzelnen 
Mitgliedsländer ist besser zu koordinieren. Diese 
Koordinierung ist nicht nur für die Investitionen 
selbst erforderlich, sondern auch für die Tarif- | 
gestaltung, die Normen für die Verkehrsmittel i 
und -träger und bestimmte andere Modalitäten ! 
ihrer Nutzung. Dabei ist die ungünstige Situa- 
tion bestimmter Regionen zu berücksichtigen. 

b) Auf einzelstaatlicher und gemeinschaftlicher 
Ebene ist bei der Ausarbeitung der wesentlich- 
sten Sektorpolitiken ihren Wechselwirkungen i 
mit der Regionalentwicklung Rechnung zu 
tragen. 

Außerdem müssen sich die Instanzen der Gemein- 
schaft und der Mitgliedstaaten bemühen, im Bereich 
der Beihilfen eine Mittelverschwendung zu vermei- 
den und die aus dem Mangel an Koordinierung 
resultierenden wirtschaftlichen Widersprüche zu 
beseitigen. Die Aufstellung regionaler und sekto- 
raler Prioritäten wird für diese Koordinierung von 
hervorragender Bedeutung sein. Die diesbezüglichen | 
Arbeiten müßten unverzüglich beginnen. Die ge- ' 
meinschaftliche Koordinierung der Beihilfen muß 
jedoch schon jetzt aktiviert werden. Dehalb ist es 
wünschenswert: 

— - entweder zu einer Konfrontation der wichtigsten 
geplanten Vorhaben auf dem Gebiet regionaler 
Beihilfen zu gelangen. Sie könnte nach und nach 
zu kohärenten allgemeinen Leitlinien für die 
Beihilfegewährung führen; 

— oder sofort zu einem gemeinsamen Konzept der 
Beihilferegelungen zu gelangen. Dieser Ansatz 
würde einerseits auf einer größeren sektoralen 
und regionalen Transparenz und andererseits 
auf einer Harmonisierung der Beihilfesätze be- 
ruhen, die zunächst auf die zentralen Regionen 
der Gemeinschaft beschränkt bliebe, in denen 
sich die gegenseitige Überbietung vor allem ab- 
spielt. 

119. Abgesehen von dieser Abstimmung und Ko- 
ordinierung erfordert eine ausgewogene Entwick- 
lung der Gemeinschaft neben der Verantwortung 
der Mitgliedstaaten eine Verantwortung der Ge- 
meinschaft für eine Reihe regionaler Probleme von 
gemeinsamem Interesse, Hierbei sind vorrangig zu 
behandeln: 

— die Probleme im Zusammenhang mit dem erheb- 
lichen Rückstand bestimmter großer, wenig ent- 
wickelter Randgebiete 

— die Schwierigkeiten, die sich unmittelbar aus 
der Integration der Gemeinschaft ergeben kön- 
nen (z. B, in Grenzgebieten); 

— die regionalen Auswirkungen der wichtigsten 
gemeinsamen Politiken, insbesondere der ge- 
meinsamen Agrarpolitik, die mit einer Regional- 
politik abgestimmt werden muß, welche ihrer- 


Nach Ansicht einer Delegation sollte der durch die 
Entwicklung der dominierenden Wirtschaftszweige 
bedingte Niedergang bestimmter Großregionen eben- 
falls als vorrangig gelten. 


seits darauf abzielt, wirtschaftlich gesunde Akti- 
vitäten in den von der Entwicklung der Land- 
wirtschaft betroffenen Regionen zu fördern. 

Von diesen Prioritäten müssen sich die Aktionen 
der Mitgliedsländer sowie die Maßnahmen leiten 
lassen, die die Gemeinschaft mit den ihr bereits zur 
Verfügung stehenden finanziellen Instrumenten 
ergreift (Europäische Investitionsbank, Sozialfonds, 
Abteilung „Ausrichtung" desEAGFL). Es ist wesent- 
lich, die Zielsetzungen dieser Interventionen besser 
zu koordinieren und die sich ihnen entgegenstellen- 
den Schwierigkeiten zu überwinden. 

Um die wirtschaftliche Basis der Gemeinschaft zu 
erweitern, müssen ferner die Kapitalströme und die 
Initiativen der Unternehmer stärker in die rück- 
ständigen Regionen gelenkt werden. In diesem Zu- 
sammenhang wäre ein kohärentes System finan- 
zieller Anreize zu schaffen. 

Sollte sich heraussteilen, daß die augenblicklichen 
finanziellen Instrumente in einer vertretbaren Zeit- 
spanne nicht hinreichend angepaßt werden können, 
wird man sich dem Problem neuer finanzieller Mit- 
tel für die regionalen Maßnahmen der Gemeinschaft 
gegenübersehen. 

Beschäftigungspolitik 

120. Obwohl eine Regionalpolitik der oben dar- 
gelegten Art einen wichtigen Beitrag zur Lösung 
der Beschäftigungsprobleme leisten wird, ist auch 
eine aktive Beschäftigungspolitik zu verfolgen, um 
den spezifischen Arbeitsmarktproblemen gerecht zu 
werden. 

121. Diese Politik muß in erster Linie auf die Aus- 
bildung oder Umschulung der Arbeitskräfte für 
Berufe oder in Regionen abzielen, in denen sich ein 
Bedarf zeigt. Die einzuleitenden Maßnahmen er- 
fordern eine rasche Verbesserung der quantitativen 
und qualitativen Kenntnis der in der Gemeinschaft 
auftretenden Probleme der Arbeitslosigkeit sowie 

I der beruflichen und geographischen Mobilität der 
Arbeitnehmer. Die Beschäftigungsaussichten sollten 
außerdem anhand der mittelfristigen wirtschaft- 
lichen Projektionen geprüft werden. 

Um den Konflikt zwischen Sicherheit des Arbeits- 
platzes einerseits und beruflicher sowie geographi- 
scher Mobilität andererseits schrittweise zu über- 
winden, muß den Arbeitnehmern während der Um- 
schulung eine ausreichende Einkommenskontinuität 
garantiert werden. Hierfür können die Unternehmer 
— beispielsweise im Rahmen von Tarifverträgen — 
und die Allgemeinheit aufkommen. 

Es ist nach den Bedingungen zu suchen, die es 
ermöglichen, derartige Maßnahmen zu treffen und 
sie gegebenenfalls auf der Grundlage einer ge- 
wissen finanziellen Solidarität auf Gemeinschafts- 
ebene zu unterstützen. 

122. Die kürzlich vom Rat entschiedene Reform 
des Sozialfonds soll die Möglichkeit geben, ihn für 
sehr verschiedenartige Probleme einzusetzen. Die 
Tätigkeit des Sozialfonds soll folgenden Grund- 
sätzen entsprechen: 
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— Konzentrierung auf Programme, die größere | 
Probleme betreffen; 

— Förderung von als Muster oder Anreiz dienen- i 
den Projekten, um die Erfahrung der Mitglieds- 
länder auf einem für die Zukunft entscheidenden 
Gebiet gemeinsam zu nutzen. 

Um die Schaffung neuer Aktivitäten zu fördern, 
müssen die Interventionen des Sozialfonds mit dem 
Einsatz anderer finanzieller Instrumente der Ge- 
meinschaft abgestimmt werden. 

c) Die Voraussetzungen für eine größere 
Wirksamkeit der finanziellen Inter- 
ventionen der Gemeinschaft 

123. Die Gemeinschaft verfügt bereits über ein 
Interventionsinstrumentarium für Vorhaben von 
gemeinsamem Interesse. Neben 1,6 Milliarden RE 
für Garantieleistungen des EAGFL belaufen sich 
ihre Ausgaben für strukturelle Interventionen auf 
jährlich 0,5 Milliarden RE. Die eingesetzten Beträge 

— obgleich im Verhältnis zu den bestehenden Pro- 
blemen noch von begrenztem Umfang — stellen 
doch schon einen Ansatz zu einer Gemeinschafts- 
solidarität auf strukturellem Gebiet dar. 

Im Hinblick auf das Ziel einer Wirtschafts- und 
Währungsunion muß schon jetzt die Verwendung 
dieser Mittel wirksamer gestaltet werden, wozu 
drei Bedingungen zu erfüllen sind: 

— ■ die Prioritäten sind so zu präzisieren, daß sie 
eine bessere Ausrichtung ihres Einsatzes gestat- 
ten; 

— die zwischen den verschiedenen Instrumenten 
bestehende ausgeprägte Abkapselung sollte ab- 
gebaut werden; 

— bei den einzelnen Instrumenten sollte eine nach- 
teilige Zersplitterung der Interventionen ver- 
mieden werden. 

124. Um die finanziellen Instrumente wirksamer 
zu gestalten, kommt es auch darauf an, deutlich die 
Art ihres Beitrags zur wirtschaftlichen Entwicklung 
der einzelnen Mitgliedsländer und der Gemeinschaft 
zu definieren. Sie sind als Instrumente für gemein- 
same oder abgestimmte Aktionen geschaffen wor- 
den und dürfen nicht hauptsächlich als Möglichkeit 
für Mittelübertragungen zwischen Mitgliedsländern 
betrachtet werden. Wäre dies das Ziel der Gemein- 
schaftsinterventionen, so wäre es unnötig, derart 
komplizierte Verfahren wie die gegenwärtigen her- 
anzuziehen: Eine Globalübertragung würde genü- 
gen, aber diese wiederum wäre nur unter der Bedin- 
gung wirksam, daß sie für Vorhaben von gemein- 
samem Interesse verwendet wird. 

Natürlich muß zum gegebenen Zeitpunkt ein wirk- 
liches System der Solidarität oder des finanziellen 
Ausgleichs in Betracht gezogen werden, wie es in 
jedem einheitlichen Wirtschaftgebilde besteht. Diese 
Aussicht rückt in dem Maße näher, in dem die Kom- 
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patibilitat der gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen 
und die Mitwirkung der Gemeinschaftsinstanzen an 
den in den Mitgliedsländern getroffenen Entschei- 
dungen von gemeinsamem Interesse besser gewähr- 
leistet werden. 

Vorerst haben die Gemeinschaftsinstrumente eine 
schwierige, aber wesentliche Aufgabe zu erfüllen, 

! nämlich die Anpassung der Wirtschafts- und Sozial- 
strukturen zu erleichtern, indem sie in bestimmten 
Bereichen an die Dimension der von der Gemein- 
schaft eröffneten Möglichkeiten herangeführt wer- 
den. Wenn man diesem Auftrag mit Hilfe von finan- 
ziellen Interventionen der Gemeinschaft nachkom- 
men will, dann muß das Streben nach wirtschaft- 
lichen Anreizen Vorrang vor dem Wunsch nach 
finanziellem Ausgleich haben; die Abstimmung zwi- 
schen den Einzel- oder Sektorinteressen muß durch 
die Festlegung eines gemeinsamen Interesses er- 
gänzt werden. 

125. Ausgehend von einer Übersicht über die Ge- 
samtheit der Prioritäten sollten die Gemeinschafts- 
interventionen auf bestimmte Ziele konzentriert 
werden. Der gemeinsame Haushalt, der ab 1971 für 
die Eigenmittel der Gemeinschaft erstellt werden 
soll, wird die Überlegungen über Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Kohärenz der Gemeinschaftsinter- 
ventionen und zu ihrer Einbeziehung in eine um- 
fassende Perspektive für die Entwicklung der Ge- 
meinschaft erleichtern. Es gilt darauf zu achten, daß 
die Einheitlichkeit des Haushalts nicht rein formal 
bleibt und daß die Haushaltsmittel nicht als von 
vornherein für den einen oder anderen Sektor 
zweckgebunden gelten. 

Noch bevor diese Fusion Wirklichkeit wird, könn- 
ten bereits ab sofort bestimmte Neuorientierungen 
beschlossen werden, um eine bessere Anpassung 
der Instrumente an die Gesamtperspektive zu er- 
reichen. So sollte die Gemeinschaft bei den Mitteln 
des EAGFL (Strukturabteilung) neben den rein land- 
wirtschaftlichen Zielsetzungen auch Zielsetzungen 
der ländlichen Raumordnung in den Regionen be- 
rücksichtigen, in denen die Landwirte die größten 
Schwierigkeiten haben. Ebenso könnte die Verwen- 
dung der EGKS-Mittel zum Gegenstand einer stärke- 
ren Orientierung zugunsten der Umstellungsmaß- 
nahmen gemacht werden. 

Im Gegensatz zu den obengenannten Instrumenten 
verfügt die Europäische Investitionsbank über eine 
gewisse Flexibilität bei der Verwendung ihrer Mit- 
tel. Es wäre jedoch zweckmäßig, wenn sich ihre Tä- 
tigkeit besser in die strukturpolitischen Leitlinien 
der Gemeinschaft und der Mitgliedsländer einfügen 
ließe. Die Festlegung solcher Leitlinien würde es 
der Investitionsbank unter anderem ermöglichen, 

— ihre Interventionen nach regionalpolitischen Prio- 
ritäten auszurichten, die vom Gemeinschafts- 
standpunkt aus widerspruchsfrei sein müßten; 

— auch die Modernisierung oder Umstellung von 
Unternehmen zu erleichtern, insbesondere wenn 
ein gemeinsames Interesse vorliegt. 
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UL Die Außenwirtschaftsbeziehungen \ 

Allgemeine Ziele 

126. Mit den Fortschritten zur Wirtschafts- und 
Währungsunion gewinnt die Kohärenz der die i 
Außenwirtschaftsbeziehungen beeinflussenden Ent- 
scheidungen immer größere Bedeutung, ob sie nun 
auf nationaler oder auf Gemeinschaftsebene getrof- 
fen werden. Die Entscheidungsgremien müssen da- 
her regelmäßig ihre Auffassungen über die wirt- 
schaftliche Lage der Drittländer und ihre Entwich- j 
lungsaussichten sowie über die Auswirkungen auf , 
die eigene Wirtschaftsstrategie miteinander verglei- | 
chen. Insbesondere muß die Gemeinschaft die Aus- ’ 
Wirkungen der außenwirtschaftlichen Ereignisse auf , 
die Entwicklung der internationalen Liquidität und 
die quantitativen Orientierungsdaten der Mitglieds- : 
länder hinsichtlich des Beschäftigungsniveaus, des ! 
Wachstums, der Preise und des gev/ünschten Außen- j 
beitrags prüfen. Auch ist dafür zu sorgen, daß sich i 
die einzelstaatlichen Zielsetzungen hinsichtlich des 
Außenbeitrags im Sinne eines für die gesamte Ge- 
meinschaft erarbeiteten gemeinsamen Ziels ergän- | 
zen. 

127. In dieser Sicht müssen die Maßnahmen der 

Gemeinschaft und der Mitgliedsländer darauf abzie- i 
len: ! 

— die während der letzten Jahrzehnte dank der 
weltweiten Organisationen in der internationa- 
len Zusammenarbeit in Wirtschaftsfragen erziel- ■ 
ten Ergebnisse zu wahren (gegenseitige Einhal- 
tung der bilateral und multilateral gegenüber 
Drittländern eingegangenen Verpflichtungen); 

— die internationale Arbeitsteilung tatkräftig zu 

fördern und dabei den neuen Entwicklungsbedin- 
gungen des technischen Fortschritts und den In- 
teressen der Entwicklungsländer Rechnung zu 
tragen; I 

— aktiv zur Beseitigung der künstlichen Wettbe- ; 

werbsverzerrungen beizutragen; ^ 

— den Strukturwandlungen gewachsen zu sein, die 

sich aus der internationalen Spezialisierung er- i 
geben, indem die etwaigen sozialen Schwierig- ' 
keiten der Arbeitnehmer in den betroffenen j 
Wirtschaftszweigen beseitigt werden; | 

— konstruktiv an der Lösung der Probleme mitzu- 
arbeiten, mit denen sich alle Mitglieder der 
internationalen Organisationen namentlich auf i 
finanziellem, industriellem und technischem Ge- ; 
biet auseinanderzusetzen haben. 

i 

Konkrete Maßnahmen im Rahmen der | 
Handelspolitik 

I 

128. Im Rahmen der Ausweitung ihres Handels mit | 
den Drittländern befürwortet die Gemeinschaft eine i 
aktive Ausfuhrpolitik. Zu diesem Zweck und um ^ 
Wettbewerbsverzerrungen abzubauen, erkennen die 
Mitgliedsländer an, daß die Grundsätze in bezug 
auf Ausfuhrversicherungssysteme und Ausfuhrfinan- 
zierung, Zinssätze und Laufzeit der Kredite sowie 
die Anwendung dieser Grundsätze möglichst bald 


harmonisiert werden müssen. Besondere Aufmerk- 
samkeit muß den Fragen der Erschließung neuer 
Märkte und der Niederlassung europäischer Firmen 
in dritten Ländern gewidmet werden. 

129. Unter gewissen Umständen würde sich eine 
Einfuhrförderungspolitik für die Gemeinschaft emp- 
fehlen, namentlich um konjunkturbedingte Spannun- 
gen durch eine vorübergehend stärkere Inanspruch- 
nahme des Auslandsangebots zu überwinden. Sie 
könnte sich auch als notwendig erweisen, um et- 
waige Schwierigkeiten beim Kauf bestimmter Er- 
zeugnisse im Ausland zu überbrücken oder um lang- 
fristig in importabhängigen Bereichen eine sichere 
Versorgung zu gewährleisten. 

130. Gemäß Artikel 39 und HO des EWG-Vertra- 
ges beabsichtigt die Gemeinschaft ebenfalls, ihre Be- 
mühungen um eine harmonische Entwicklung des 
Welthandels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
zu verstärken, die einen wesentlichen Teil der Ein- 
nahmen der Entwicklungsländer ausmachen. Es ist 
u. a. notwendig, die Teilnahme der Gemeinschaft an 
internationalen Abkommen über die landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse zu gewährleisten; die Gemein- 
schaft will insbesondere dazu beitragen, das Gleich- 
gewicht zwischen Gesamtangebot und -nachfrage bei 
diesen Erzeugnissen zu verbessern und die Preise 
auf den entsprechenden Weltmärkten zu stabilisie- 
ren. Die Einfuhr- und Ausfuhrregelungen, die die 
Gemeinschaft im Handel mit Agrarerzeugnissen an- 
wendet, müßten so angelegt sein, daß es möglich 
ist, der besonderen Lage der einzelnen Drittländer 
Rechnung zu tragen, ohne dabei das gute Funktio- 
nieren der in der Gemeinschaft geltenden Marktord- 
nungen zu beeinträchtigen. Dieser Standpunkt ist 
von besonderer Bedeutung für die Entwicklungslän- 
der. Außerdem bemüht sich die Gemeinschaft, ihre 
landwirtschaftliche Erzeugung so auszurichten, daß 
die Bildung struktureller Überschüsse vermieden 
wird. Eine solche Politik* würde sich wahrscheinlich 
dahingehend auswirken, daß die Gemeinschaft zu- 
mindest das Nettovolumen ihrer Agrareinfuhren ins- 
gesamt halten würde. Längerfristig könnte man ver- 
suchen, die Probleme der Weltagrarproduktion im 
Rahmen internationaler Abkommen zu lösen. 

131. Auch wenn die finanziellen Leistungen der 
gesamten Gemeinschaft weiterhin 1 Vo des Brutto- 
inlandsprodukts übeltreffen, können sie die Pro- 
bleme der Entwicklungshilfe nicht lösen. Daher müs- 
sen die Organe der Gemeinschaft und die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit den 
Empfängerländern eine bessere Verwendung der 
finanziellen und technischen Hilfe anstreben und 
die Wachstumsmöglichkeiten der Entwicklungslän- 
der durch eine geeignete Handelspolitik steigern. 

Deshalb gilt es, eine exportorientierte Industriali- 
sierung der Entwicklungsländer durch geeignete 
Maßnahmen, insbesondere durch eine Erweiterung 
der Absatzmärkte, zu fördern, um diese Länder stär- 
ker am Welthandel und an den damit verbundenen 
Vorteilen teilnehmen zu lassen. Entsprechend dieser 
Zielsetzung hat sich die Gemeinschaft grundsätzlich 
bereit erklärt, den Entwicklungsländern eine allge- 
meine einseitige Präferenz für die Einfuhr von Fer- 
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tig- und Halbfertigerzeugnissen einzuräumen. Sie ist : 
außerdem bereit, pragmatische Lösungen für die | 
Probleme im Bereich der Roh- und Grundstoffe zu | 
suchen, die darauf abzielen, diese Märkte zu stabili- I 
sieren,- soweit dabei die Preisbildung beeinflußt | 
werden kann, sollte sie so gelenkt werden, daß ein | 
besseres tendenzielles Gleichgewicht zwischen An- j 
gebot und Nachfrage hergestellt wird. 

132. Die Handelsbeziehungen mit den Staatshan- 
delsländern müssen intensiviert werden. Ziel ist, die | 
Vorschriften für den Handel mit diesen Ländern all- 
mählich an die zwischen den GATT-Mitgliedern geh : 
tenden Bestimmungen anzugleichen. 

/V. Der Dialog mit den Sozialpartnern 

133. Eine stärkere Koordinierung der Wirtschafts- 
politik der Mitgliedsländer im Hinblick auf die Wirt- 
schafts- und Währungsunion macht einen umfassen- 
deren und systematischeren Dialog zwischen den 
Sozialpartnern und den Instanzen der Gemeinschaft 
erforderlich. 

Die Vorbereitung der Programme für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik ist bereits Gegenstand 
von Konsultationen im Rahmen des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses. Außerdem wäre es zweck- 
mäßig, in geeigneten Abständen die Vertreter der i 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammenzuführen, ! 
um insbesondere die Beziehungen zwischen der all- j 
gemeinen Wirtschaftspolitik und der Sozialpolitik | 


unter ihren verschiedenen Gesichtspunkten zu dis- 
kutieren und über eine regelmäßige Konzertierung 
der Ziele und der zu verwendenden Instrumente zu 
einer Wirtschaftspolitik zu gelangen, die wider- 
spruchsfreier und leichter zu verwirklichen ist. 

Diese Konzertierung sollte sich sowohl auf die 
globalen Orientierungen im Rahmen der mittelfristi- 
gen Wirtschaftspolitik als auch auf die spezifischen 
Orientierungen der Gemeinschaftstätigkeit in be- 
stimmten die Sozialpartner interessierenden konkre- 
ten Bereichen erstrecken. Die Prüfung der Durchfüh- 
rung der Programme muß ebenfalls mit den Sozial- 
partnern diskutiert werden. 

134. Die Gemeinschaftstätigkeit im Zusammenhang 
mit den Beschäftigungsfragen ist bereits Gegenstand 
von Konsultationen über die Berufsausbildung, die 
Freizügigkeit der Arbeitskräfte und die Tätigkeit 
des Sozialfonds. Die Einsetzung eines Ständigen 
Ausschusses für Arbeitsmarktfragen, die vom Rat 
bereits grundsätzlich gebilligt wurde, wird es er- 
möglichen, die Tragweite dieser spezilischen Konsul- 
tationen wesentlich zu erweitern, die in den Rahmen 
der Überlegungen über die allgemeinen Leitlinien 
einzugliedern sind. 

135. Außerdem wäre es auch nützlich, direkte Kon- 
takte zwischen den Sozialpartnern auf Gemein- 
schaftsebene für spezifische Fragen bestimmter Sek- 
toren zu entwickeln. Solche Kontakte würden in 
sinnvoller Weise dazu beitragen, sie für ihre Aktio- 
nen besser zu informieren. 
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Begründung 


1. Entsprechend dem Beschluß des Rates vom 
15. April 1964 ist das dritte Programm vom Aus- 
schuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik vorberei- 
tet und der Kommission im Vorentwurf zugeleitet 
worden. Nachdem die Kommission an sämtlichen 
Vorarbeiten teilgenommen hat und bei dieser Gele- 
genheit ihre Ansichten innerhalb des Ausschusses 
geltend machen konnte, hat sie nach Beratung be- 
schlossen, sich den Wortlaut dieses Vorentwurfs 
vollständig zu eigen zu machen, der den Beschlüssen 
entspricht, die der Rat am 26. Januar 1970 auf der 
Grundlage des Memorandums der Kommission vom 
15. Dezember 1969 über die mittelfristigen gesamt- 
wirtschaftlichen Orientierungen für die Wirtschafts- 
politik gefaßt hat. 

2. Der Entwurf des dritten Programms trägt den 
Stempel der Ereignisse, welche die Entwicklung der 
Gemeinschaft in den letzten beiden Jahren beein- 
trächtigt haben. Indem die Lehren aus einer Periode 
gezogen werden, während der die Divergenzen zwi- 
schen den Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten in 
hohem Maße zum Entstehen von Währungsstörun- 
gen beigetragen haben, wird versucht, das Problem 
der Kompatibilität der Wirtschaftsentwicklung in 
den einzelnen Mitgliedstaaten aufzuwerfen, die Vor- 
aussetzungen für diese Kompatibilität zu untersu- 
chen und die Politik zu bestimmen, mit der die Kom- 
patibilität gewährleistet werden kann, um künftig 
stabile Wechselkursrelationen innerhalb der Ge- 
meinschaft zu wahren. 

Der vorliegende Entwurf fügt sich jedoch auch in 
die Perspektive der Wirtschaft- und Währungsunion 
ein. Er ist ein entscheidender Faktor ihrer Verwirk- 
lichung, denn die Aussichten für die Errichtung und 
Festigung einer solchen Union werden um so größer 
sein, je mehr die Mitgliedstaaten eine konvergie- 
rende Wirtschaftsentwicklung als ständiges Ziel 
ihrer Politik ansehen. 

3. Hauptthema des Entwurfs ist die ausgewogene 
Entwicklung der Gemeinschaft. 

Die Entwicklung der gemeinsamen Wirtschaft wird 
nämlich auch für die kommenden Jahre ein Erforder- 
nis bleiben. Die Erhöhung der verfügbaren Mittel 
soll es ermöglichen, den wachsenden Bedürfnissen, 
insbesondere den Kollektivbedürfnissen gerecht zu 
werden; sie soll dem Streben nach Vollbeschäftigung 
entsprechen; sie ist Voraussetzung für die Sozial- 
reformen, die breite Sektoren der Öffentlichkeit for- 
dern; sie ergibt sich schließlich aus der Notwendig- 
keit, wirksam zu den Entwicklungsaufgaben in der 
dritten Welt beizutragen. 

Deshalb sieht der Entwurf des dritten Programms 
ein ebenso kräftiges Wachstumstempo vor, wie es 
seit 1958 in der Gemeinschaft erzielt worden ist. 
Eine solche Zielsetzung ist ehrgeizig; denn die Auf- 
rechterhaltung dieses Wirtschaftswachstums setzt 


einen beträchtlichen Wandel voraus. Außerdem geht 
es nicht nur darum, höhere Wachstumsraten zu er- 
zielen, sondern auch darum, zu einer rationelleren 
Bereitstellung und besseren Verwendung des schnell 
wachsenden Gemeinschaftspotentials zu gelangen. 
In dieser Richtung erscheint eine größere Konver- 
genz der Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten 
unerläßlich. 

Die Verfolgung einer — in quantitativer und quali- 
tativer Hinsicht — raschen Entwicklung erfordert 
indes ein kontinuierliches Vorgehen, das nur 'durch 
stabile Preise und die Erhaltung des außenwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts gewährleistet werden 
kann. Die seit 1968 herrschende Inflation ist zwar 
der Ausdruck von Engpässen, Spannungen und 
Schwierigkeiten aller Art bei der Durchsetzung der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten, doch nicht 
nur der gegenwärtigen Spannungen; sie schafft auch 
neue Spannungszustände, denn sie verschärft die 
Disparitäten und verzögert die notwendigen Verän- 
derungen. Wie in dem dritten Programm sehr zu 
Recht festgestellt wird, zeigt die Erfahrung außer- 
dem, „daß die Geldillusion keineswegs zur Verbes- 
serung des Wachstums beiträgt, sondern lediglich 
zu unerwünschten Umverteilungen führt". Die Kor- 
rektur der Spannungszustände und besser noch ihre 
Verhütung müssen daher integrierender Bestandteil 
der Ziele einer gleichgewichtigen Entwicklung sein. 

4. Im dritten Programm werden kompatible Orien- 
tierungsdaten für die wichtigsten Indikatoren der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vorgelegt. Auf 
der Grundlage der Untersuchungen der Sachverstän- 
digengruppe für mittelfristige wirtschaftliche Per- 
spektiven hat der Ausschuß für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik die in den Mitgliedstaaten erstellten 
Ausgangsprojektionen eingehend geprüft. Dabei un- 
tersuchte man insbesondere die Schwierigkeiten, mit 
denen bei der Verwirklichung bestimmter Ziele zu 
rechnen ist. Außerdem ergab die Prüfung, daß die 
Entwicklung bestimmter durch diese Produktionen 
festgehaltenen Größen wie die Beschäftigung oder 
der Außensaldo je nach Land eine ausgeprägte Kor- 
rektur gegenüber der Vergangenheit aufweist, was 
die Glaubhaftigkeit der Projektionen von der Wirk- 
samkeit der Strukturpolitiken abhängig macht, die 
rasch verwirklicht werden müssen. Schließlich ergab 
die Prüfung, daß die Projektionen der Mitgliedstaa- 
ten am Ende des Projektionszeitraums, an dem die 
Auswirkungen der kürzlichen Paritätsänderungen 
verschwinden, an der Grenze der Inkonpatibilität zu 
liegen schienen. 

Daraufhin konnten dann Orientierungsdaten für die 
Gemeinschaft an Hand der wichtigsten Indikatoren 
für die Wirtschaftsentwicklung erarbeitet werden. 
Diese Orientierungsdaten sind als Ganzes zu sehen; 
die größte Aufmerksamkeit wird jedoch zweifellos 
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— ■ und zu Recht — das Orientierungsdatum für die 
Preisentwicklung finden. 

„Es handelt sich dabei darum, den Anstieg des all- 
gemeinen Preisniveaus (gemessen am Preisindex deis 
Bruttosozialprodukts) während des gesamten Zeit- 
raums 1970/75 auf 2,5 bis 3 Vo jährlich zu begrenzen. 
Diese Zielvorstellung entbehrt nicht der Realität. In 
der heutigen Welt kann man nämlich keine nahezu 
absolute Preisstabilität bei gleichzeitiger Wahrung 
eines befriedigenden Niveaus der Wirtschaftstätig- 
keit und Beschäftigung erzielen und auch keine we- 
sentliche und dauerhafte Verbesserung in der Aus- 
nützung des Wirtschaftspotentials durch eine Aus- 
weitung der Gesamtnachfrage erreichen, die mit 
einem allzu schnellen Preisauftrieb verbunden wäre. 
Die für die Preisentwicklung gewährten Orientie- 
rungsdaten erfordern von sämtlichen Mitgliedstaa- 
ten und während des gesamten Zeitraums zwar 
energische, aber durchaus annehmbare Anstren- 
gungen. 

Es wäre außerdem irrig anzunehmen, daß eine solche 
Zielvorstellung eine Zunahme der Arbeitslosigkeit 
einschließt. Die Arbeiten des Ausschusses für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik zeigen klar, daß die not- 
wendigen Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit bei den derzeitigen Aussichten weit mehr 
mit der Strukturpolitik als mit einer Steigernug der 
Gesamtnachfrage zu tun haben. Die Einhaltung die- 
ser gemeinschaftlichen Orientierungsdaten kann 
nicht durch Preiskontrollmethoden sichergestellt 
werden. Sie wird sich aus einer koordinierten Politik 
zur Steuerung der Gesamtnachfrage ergeben,'' er- 
gänzt durch eine möglichst regelmäßige Konzertie- 
rung mit den Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene 
wie auch innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten. 
Sie setzt ferner energische Strukturmaßnahmen, 
namentlich in der Regional- und Beschäftigungspoli- 
tik voraus. In diesem Zusammenhang weist das 
dritte Programm auf die Notwendigkeit regional- 
politischer Maßnahmen und die Rolle des Sozial- 
fonds im Rahmen einer Gleichgewichtspolitik hin. 


5. Die in diesem Programm empfohlenen Maßnah- 
men sind lediglich ein Anfang. Die Gemeinschaft 
kann mit den Mitteln, über die sie gegenwärtig ver- 
fügt, bereits die Maßnahmen zur besseren Steuerung 
der Wirtschaftsentwicklung in einigen wichtigen 
Bereichen intensivieren. Weitere Maßnahmen müs- 
sen sobald wie möglich vorbereitet werden; die 
Schaffung gemeinschaftseigener Einnahmen kann die 
Gelegenheit dazu bieten. Die Errichtung der Wirt- 
schaftsunion muß außerdem zwangsläufig bestimmte 
Finanzausgleichsregelungen innerhalb der Gemein- 
schaft einschließen. 

Obwohl die Orientierungsdaten des dritten Pro- 
gramms allein von sich aus keine gleichwertige Ent- 
wicklung gewährleisten können, müssen sie doch 
bei der Festlegung der Politik innerhalb der Ge- 
meinschaft berücksichtigt werden, da sie die Grund- 
lage für alle weiteren Fortschritte darstellen. 

Die Kommission hat die Absicht, nach Maßgabe der 
im dritten Programm festgelegten Prioritäten präzise 
Vorschläge für die Globalpolitik und für Struktur- 
maßnahmen auszuarbeiten. Die Mitgliedstaaten 
wiederum werden die notwendigen Korrekturen an 
ihrer Politik vorzunehmen haben. Dies wird um so 
leichter sein, als die Behandlung bestimmter Pro- 
bleme auf Gemeinschaftsebene bessere Aktionsmög- 
lichkeiten bietet. 

6. Die nächsten Jahre werden für die ZukunfPder 
Gemeinschaft sehr wichtig sein. Erneute Erschütte- 
rungen wie 1969 würden die Gemeinschaft ernstlich 
zum Wanken bringen. 

Deshalb soll das dritte Programm eine der Grund- 
lagen darstellen, auf denen sich die Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion vollziehen 
wird. Es soll deshalb eine Willensäußerung der Ge- 
meinschaftsinstanzen und der Regierungen sein und 
zu einem kollektiven Verständnis der Voraussetzun- 
gen beitragen, die für die Verwirklichung der Ziele, 
die die Gemeinschaft sich gesetzt hat, erforderlich 
sind. 
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